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20. Parteitag der DKP 

02./03. März 2013 
Bürgerhaus Mörfelden 

Westendstaße 60, 64546 Mörfelden-Walldorf 
 

Referat 20. Parteitag DKP  
 
Bettina Jürgensen, Vorsitzende der DKP  
 
(Unkorrigiertes Redemanuskript. Es gilt das gesprochene Wort.)  
 

Liebe Genossinnen und Genossen! 
 
„Jung in glücklichen und sorglosen Verhältnissen ist an sich ein Rausch.“ (Berta von Suttner, Lebens-
erinnerungen) 
 
Welche Jugendlichen können heute von sich sagen, in sorglosen Zeiten zu leben. In den vergangenen 
Jahrhunderten waren dies ohnehin nur, historisch betrachtet, kurze Etappen, in denen es zumindest 
nahezu sorglos zugegangen ist.  
Nicht einmal in den Ländern, die versuchten ein anderes Gesellschaftssystem aufzubauen, konnte 
gänzlich ohne Widersprüche gelebt, gelernt und gearbeitet werden. Die Einmischung von außen, der 
Kalte Krieg der kapitalistischen Nachbarn ließen diesen Wunsch oft im Keim ersticken – sowohl ideo-
logisch, als auch ökonomisch.  
 
Heute gibt es wenig Beispiele, in denen eine sorglose Jugend heranwächst. Auch in den Ländern 
Lateinamerikas, ja  nicht einmal in Kuba, lassen die drohenden Versuche der imperialistischen Länder 
ein profitorientiertes Wirtschafts- und damit auch Leistungssystem auch hier "zurückzuerobern", ein 
nur glückliches und sorgloses Leben zu. 
Und doch schafft die Erkenntnis, dass eine andere Welt möglich ist, häufig auch den Optimismus das 
eigene Dasein mitgestalten zu wollen. Und in diesem „Mitgestalten“, auch von Regierungsseite gern 
eingefordert, kann schnell festgestellt werden, dass dies allein weder die eigene soziale Lage noch die 
gesellschaftlichen Bedingungen verändert. Doch darum geht es: zu verändern! 
Selbst oder auch gerade unter Bedingungen, in denen die eigene Zukunft im wahrsten Sinne des 
Wortes „in den Sternen steht“.  
 
Aus Gesprächen und Berichten von Jugendlichen gerade aus den Ländern, in denen gesellschaftliche 
Veränderungen täglich Stück für Stück erkämpft werden, erfahren wir, das auch dies "wie ein Rausch" 
sein kann: mitbeteiligt sein und sich selbst einbringen, Teil sein bei den Kämpfen um Veränderungen 
in der Zeit, in der man lebt. Und sich dabei selbst verändert. 
 
Mut gehört auch heute noch  dazu, verändernd sein zu wollen –  auch wenn nicht erst in den Zeiten 
der digitalen Vernetzung die Spuren des eigenen Wirkens über viele Jahre verfolgt werden kann. 
Doch nicht nur mit der Meinung für „Die Sache“ zu stehen und unter Pseudonym „Gefällt mir“ zu kli-
cken, sondern dieser auch einen Namen, ein Gesicht zu geben steht für viele trotz alledem außer 
Frage. Ansprechbar sein für die Fragen anderer, sich als GesprächspartnerIn anbieten, nur so kann 
eine gemeinsame Ebene des Widerstands entwickelt werden. 
Für gute Bildung zu kämpfen, für einen Ausbildungs- und Arbeitsplatz, für die Übernahme nach der 
Lehre, für die Möglichkeiten einer sinnvollen, aber auch bezahlbaren Freizeitgestaltung. Ein Leben 
ohne Krieg- und Kriegspropaganda, ohne Rassismus und Faschismus, ohne Sexismus.  
 
Das alles gehört zu den Grundrechten der Jugend. Ob Florian Haggenmiller, DGB-Bundesjugend-
sekretär, diese auch so benennt, ist eine Frage. Auf jeden Fall stellte er in einem Interview fest: „Die 
Politik muss Perspektiven für junge Menschen schaffen.“ 
 
Diese beginnt im Kindesalter – mit qualifizierten KiTa-Plätzen, setzt sich fort mit gut ausgestatteten 
Schulen, kleinen Klassen und Lerninhalten, die sowohl den demokratischen und humanistischen An-
forderungen, als auch dem heutigen Entwicklungsstand und Herausforderungen für Ausbildung und 
Hochschule entspricht. 
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Und welche Perspektive bietet dieses kapitalistische System den Jugendlichen: prekäre Beschäfti-
gung und ungesicherte Lebens- und Zukunftsperspektiven.  
Die Bertelsmann-Stiftung hat in einer Studie im März 2011 dargestellt, dass die Arbeitslosigkeit junger 
Menschen unter 30 Jahren mit zunehmendem Alter ansteigt. Bei 15- bis 19-Jährigen liegt die Arbeits-
losenquote bei nur vier Prozent, bei 20- bis 24-Jährigen schon bei 14 Prozent und bei 25- bis 29-
Jährigen dann bei 17 Prozent. Jugendliche in Warteschleifen fallen noch aus der Statistik heraus. 
Wenn sie danach keinen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz erhalten, tauchen sie dann doch als Arbeits-
lose auf. 15 Prozent der 25- bis 35-Jährigen haben weder einen berufsqualifizierenden Abschluss, 
noch sind sie in einer Ausbildung. Das sind fast 1 ½ Millionen, von denen nur ein Teil in der Arbeitslo-
senstatistik erscheint.   
Diese Fragen haben wir auf unserem Jugendpolitischen Ratschlag in Hannover im Januar diskutiert. 
Dieser Beratung mit verschiedenen Jugendverbänden und Gewerkschaftsjugendlichen jetzt den 
nächsten Schritt folgen zulassen, das ist eine der Aufgaben, die sich uns in der Jugendpolitik der DKP 
stellt. Wir haben uns vorgenommen gemeinsam mit der SDAJ den Ratschlag auszuwerten und  für die 
kommunistische Partei und den sozialistischen Jugendverband Schlussfolgerungen zu ziehen. Das 
heißt, wir wollen gemeinsam erarbeiten, welche Forderungen wir zu einzelnen Punkten entwickeln, 
gemeinsame Aktionen vor Ort in und vor Betrieben, Schulen und Berufsschulen durchführen. Dabei 
können neue Erfahrungen gesammelt oder alte aufgefrischt werden. 
 
Allerdings hat dieser Ratschlag auch deutlich gemacht, dass wir uns wesentlich stärker als bisher 
auch der Arbeit an und in den Hochschulen zuwenden müssen. Denn die Arbeitsplatzsuche und pre-
käre Beschäftigung findet nicht nur nach der Schule oder Ausbildung statt. Es trifft ebenso die Studi-
enabgänger. 
 
In der Zukunft sollten wir stärker darüber nachdenken, wie wir unsere jungen GenossInnen StudentIn-
nen bei ihrer politischen Arbeit an den Hochschulen  unterstützen. Denn politisch dort aktiv sein und 
auftreten, wo man selbst lernt, studiert, arbeitet  – das kann ein Ziel sein, mit dem wir diesen für uns 
weißen Fleck ausfüllen. Ein erster Schritt kann z. B. die Mitarbeit und Unterstützung der gewerkschaft-
lichen Hochschulgruppen sein, die es inzwischen an über 30 Hochschulen gibt. 
  
Fakt ist: es gibt GenossInnen, die auf dem Ratschlag der DKP ihr Interesse an dieser Arbeit geäußert 
haben. Nehmen wir diese nicht nur ernst, sondern sie auch beim Wort! 
 
„Die Jugend ist der ewig lebendige Jungbrunnen der Frische und Kraft für die Erwachsenen. Sie ist 
der beste Faktor, um uns in fortwährender geistiger und sittlicher Weiterentwicklung zu halten, um das 
Rasten und Rosten zu verhüten.“ Das hat Clara Zetkin in „Die Jugendorganisation“ festgestellt. 
 
Nun gut, heute würden wir es anders formulieren. 
Aber fast könnte man meinen, unsere Freunde vom Kurdischen Studierendenverband haben Clara 
Zetkin gelesen, bevor sie über Gerontokratie – die Herrschaft der Alten – auf dem Ratschlag erzählt 
haben und ihre Klarstellung dazu, dass es nicht eine Frage des biologischen Alters ist, wie offen man 
für Zukunftsfragen ist, bereit  ist, sich zu verändern und sich in die Kämpfe in unserer Zeit verändernd 
einzubringen. 
 
Da die Situation der Jugend nicht losgelöst werden kann von der gesamten politischen und wirtschaft-
lichen Entwicklung, wird es gerade in den letzten Jahren unter den Bedingungen der Krise wieder 
wichtiger, für aktiven Widerstand geradezu zu werben – und es nicht nur den Jugendlichen zu über-
lassen, die Straßen und Plätze zu  besetzen. Jede/r mit seinen Möglichkeiten muss dazu beitragen, 
dass die Welle der Empörung nicht versickert, sondern weitergeht. 
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
 
in den vergangenen Wochen und Monaten haben  auch bei uns eine Vielzahl von Betrieben durch 
Streiks und Warnstreiks gezeigt, dass sie nicht länger bereit sind, die Zumutungen aus den Konzern-
etagen weiter zu tragen. Sie wehren sich gegen Betriebsschließungen, gegen Lohnkürzungen, gegen 
den weiteren Abbau sozialer Rechte.   
 
Wir unterstützen den Kampf der Kolleginnen und Kollegen, die gegen die Schließung der Werke auf-
treten. Ob Opel in Bochum, Prinovis in Itzehoe, Lufthansa in Norderstedt – um nur einige Beispiele zu 
nennen – wir stehen solidarisch an der Seite der KollegInnen! 
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Und die Auswirkungen von Schließungen sind gravierend,  einschneidende Veränderungen der ge-
samten Zulieferindustrie sind die Folge.  
So ist nicht nur die Arbeit in den Betrieben direkt betroffen, sondern das Leben ganzer Regionen wird 
sich verändern - sozial und kulturell.  
 
Wir kämpfen um den Erhalt der Arbeitsplätze.  
Doch Solidarität ist nicht nur vor dem Betriebstor gefragt, wie bei dem morgen stattfindenden Solitag, 
der auf dem Gelände von Opel  in Bochum  durchgeführt wird. 
 
Solidarität erfolgt auch durch die Diskussion über die Frage nach anderen Möglichkeiten der Produkti-
on. Wie kann diese entwickelt werden, wie sie mit den KollegInnen in den Betrieben und in den Ge-
werkschaften beraten und diskutiert werden?  Auch die Frage einer anderen Produktionsweise – öko-
logisch, solidarisch, an der Emanzipation des Menschen und der Sicherung der Zukunft orientiert, 
nämlich der sozialistischen statt der kapitalistischen –  muss gestellt werden.  
 
Allein in der europäischen Automobilindustrie besteht gegenwärtig eine Überkapazität von mindestens 
12 Fabriken. Und der Fiat-Chef Marchionne sagte: Es wird ein „Blutbad“ in der europäischen Automo-
bilindustrie geben. 
 
Ford Genk und Opel Bochum sind also nur der Anfang?! 
Dieses Beispiel zeigt: eine nationale Lösung ist unmöglich. Wir brauchen den Widerstand und den 
Kampf um Alternativen vor Ort, der aber europaweit koordiniert sein muss. Oder wie es im Parteipro-
gramm heißt, dass zum Kampf gegen die Transnationalen Konzerne „die Kämpfe auf nationaler und 
europäischer Ebene miteinander verbunden werden“ müssen. 
 
An dieser Krise wird aber auch deutlich, dass die klassische „Anti-Krisenpolitik“, mit Konjunkturpro-
grammen die Produktion und Wachstum anzukurbeln, um Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen, 
nicht mehr funktioniert. 
Sie funktioniert auch deshalb nicht, weil dieses Wachstum die Geschwindigkeit mit der wir auf die 
Klimakatastrophe zusteuern beschleunigt und den Raubbau an Ressourcen forciert. 
Entgegen allen Erklärungen, den Ausstoß von klimaschädlichem Kohlendioxid zu reduzieren, ist der 
CO2-Ausstoß im Jahr 2011 auf ein Rekordhoch angestiegen. 
Die Frage nach der Sicherung von Arbeitsplätzen muss also heute anders gestellt werden: Nicht nur 
wir brauchen Arbeit, sondern auch - Welche Arbeit brauchen wir, um vernünftig leben zu können?  
Das beinhaltet auch die Frage: Wer entscheidet, was, wo, wie und unter welchen Bedingungen produ-
ziert wird? 
 
Die soziale Frage - die Frage der Gerechtigkeit - ist untrennbar mit der ökologischen Frage verbun-
den; die Sicherung und die Schaffung von Arbeitsplätzen untrennbar von der des sozial-ökologischen 
Umbaus der Wirtschaft unter demokratischer Kontrolle. Dies ist weder der Bruch mit diesem System, 
noch die Überwindung des Kapitalismus ist, ist klar. Aber es ist ein Schritt, der Arbeiterklasse und den 
Bevölkerungen bessere Möglichkeiten für den weiteren Kampf um Veränderungen zu entwickeln.  
 
„Mitten in der Revolution von 1918, als die Bourgeoisie eine deutsche Oktoberrevolution befürchtete, 
gehörte das Tarifvertragsrecht ebenso wie die Einrichtung von Betriebsräten zu den Zugeständnissen, 
mit denen die wirklichen Herrschenden vor allem die rechtssozialdemokratischen Führer von SPD und 
Gewerkschaften an sich banden und bei vielen revolutionären Arbeitern die Illusion erweckten, „der 
Sozialismus marschiere“. Letzteres war eine Losung der SPD. Mit dem hier nicht näher zu  betrach-
tenden Scheitern der Revolution und dem Abebben revolutionärer Bewegungen in den nächsten Jah-
ren versuchte die Bourgeoisie, leider nicht völlig erfolglos, Tarifverträge und Betriebsräte zum Instru-
ment eines ihr genehmen Klassenkompromisses zu machen. Ähnlich wie nach dem Zweiten Welt-
krieg, waren es u.a. die kommunistischen Gewerkschafter, die beides zum Ausgangspunkt auch poli-
tischer Kämpfe zu machen suchten, teils mit Erfolg, teils aber auch unter groben  Fehlern wie der 
RGO-Politik und der These 37, die hier nur erwähnt sein sollen. Nach dem II, Weltkrieg wurden das 
Tarifrecht und die Betriebsräte, 1933 von den Faschisten beseitigt, wieder in Zeiten relativer Schwä-
che des Kapitals hergestellt. Sie behielten auch jetzt ihren Doppelcharakter. Ob das Tarifvertragsrecht 
ebenso wie das Betriebsverfassungsgesetz Mittel der Sozialpartnerschaft sind oder Hebel für eine 
kämpferische, antikapitalistische Politik im Interesse der Arbeiterklasse, hängt letztendlich davon ab, 
wie die handelnden Personen und Organisationen es nutzen. Instrumente der Systemveränderung 
werden sie aber nie sein, das erwartet oder propagiert aber auch keine Genossin, kein Genosse.“  
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Dies hat der Genosse Volker Metzroth auf der Klausurtagung des Arbeitskreises Betrieb und Gewerk-
schaft im Februar 2013 festgestellt. Auf dieser Tagung wurde über die Tarifpolitik diskutiert, wie gehen 
die Gewerkschaften daran, welche Probleme gibt und welche Modelle und wie die gerade beginnen-
den Tarifkämpfe  sich entwickeln können!  
 
Das Referat der Klausurtagung endet mit: 
„Eine erfolgreiche Tarifpolitik der Gewerkschaften wird letztendlich auch davon 
abhängen, ob es ihnen gelingt, sich von gewohnter Stellvertreterpolitik zu lösen, die 
Gewerkschaften wieder mehr zur Selbstorganisation der abhängig Beschäftigten zu 
machen, die beginnend im Betrieb Kraft entwickeln und diese einsetzen zur 
Durchsetzung der Interessen der Arbeiterklasse gegen das Kapital.“ 
 
Ob dies wieder mehr gelingt, liegt also in dem Tun der KollegInnen, die in den Gewerkschaften, in den 
Betrieben ihre Forderungen nicht nur einbringen, sondern sich dafür einsetzen und bereit sind dafür 
kämpfen. Und auch daran, wie es ihnen gelingt andere davon zu überzeugen.  
Unterstützen wir dabei die KollegInnen, aber vor allen Dingen unsere GenossInnen, die im Betrieb 
und Gewerkschaft entsprechend aktiv sind! 
 
Seit Beginn diesen Jahres können wir feststellen, dass die Kämpfe auch in diesem Land weiter zu-
nehmen - werden und müssen. Fast kein Tag vergeht, an dem nicht in den Medien über Streiks oder 
Warnstreiks zur Durchsetzung der tariflichen Forderungen berichtet wird.  
Und es geht nicht nur um die Erhöhung der Löhne.  
Prekäre Beschäftigung - Teilzeitarbeit, befristete Beschäftigung, Leiharbeit - nimmt in rasantem Tem-
po zu.  
Dies unter diesen Bedingungen arbeitenden KollegInnen werden in der Regel als Erste entlassen. 
Beschäftigung und damit die Existenzgrundlage der arbeitenden Menschen wird dem gerade aktuellen 
betrieblichen und konjunkturellen Auf und Ab direkt unterworfen. 
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
und wie sieht es in Europa aus? 
Dass die Kämpfe nicht regional begrenzt sind, dass es möglich ist die KollegInnen in anderen Ländern 
zu unterstützen, das ist eine alte Klassenerfahrung. Direkt vor der Haustür sozusagen, hat uns das 
Beispiel von Ford-Genk dies wieder vor Augen geführt. KommunistInnen von DKP und PVDA/PTB 
besuchten die KollegInnen im Werk, sie wurden eingeladen zu einem Gespräch bei uns. Das ist Soli-
darität, die auch gleich den Erfahrungsaustausch beinhaltet. 
 
In ganz Europa wird Widerstand organisiert gegen die Abwälzungen der Krisenlasten auf die Bevölke-
rungen. 
Besonders deutlich wird dies in den südeuropäischen Ländern Griechenland, Spanien, Portugal, Itali-
en. Dramatisch hat hier vor allen Dingen die Jugendarbeitslosigkeit zugenommen. 
 
Wir stellen fest, dass es in diesen Ländern insgesamt eine nicht nur weitaus größere Zahl von Streiks 
und Demonstrationen gegen die Politik der Troika gibt, sie sind zudem besser organisiert sind, die 
Mobilisierung ist breiter und die Bereitschaft der Bevölkerungen mitzumachen, sich einzureihen, ist 
größer.  
 
Griechenland hat gerade seinen ersten Generalstreik in diesem Jahr durchgeführt. In Spanien, Portu-
gal, Bulgarien, Frankreich, Italien und auch auf Zypern wehren sich die Menschen gegen die Willkür 
und die aufgedrückten Spardiktate der EU und der Troika.  
Derweil nimmt das Ausmaß der Krise an Fahrt auf. Ein Blick in Länder wie  z.B. Griechenland zeigt, 
dass  die wirtschaftliche  und soziale Krise inzwischen zur humanitären Katastrophe geworden ist. 
 
"Desaströs" sei die "soziale Situation" in Europa sagte Sozialkommissar Laszlo Andor, als er den EU-
Sozialbericht 2012 mit den Daten von 2011 vorstellte. Und er führte weiter aus: "Aufgrund der hohen 
Arbeitslosigkeit und der sich veschlechternden sozialen Lage war 2012 ein weiteres miserables Jahr 
für Europa“, und „Es ist unwahrscheinlich, dass sich die sozialökonomische Lage 2013 wesentlich 
verbessern wird". Optimismus klingt anders. 
 
Eine wachsende Kluft zwischen dem Norden (Deutschland, Belgien, Österreich, Finnland, Niederlan-
de, Luxemburg und (noch) Frankreich) und dem Süden Europas (Spanien, Griechenland, Zypern, 
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Malta, Portugal, Slowenien, Slowakei – auch Irland wird dazu gezählt) tut sich auf. War die Arbeitslo-
sigkeit zu Beginn der Krise im Norden und Süden auf annähernd gleichen Niveau, so ist sie im Verlauf 
der Krise in den nördlichen EU-Mitgliedsländern bis Ende 2011 auf durchschnittlich 7% gesunken, 
während sie im Süden steil auf 14,5% angestiegen ist. Geradezu dramatisch ist der Anstieg von 
Erwerbslosigkeit und Jugendarbeitslosigkeit in den Haupt-Krisenländern: Spanien hat es mit einer 
offiziellen Arbeitslosenquote von 26,6% zu tun, Griechenland 26,0%, in Portugal sind 16,3%. 
Deutschland konnte sich aus der Krise herausexportieren und gehört innerhalb der EU zu den Krisen-
gewinnern, was die Wahrnehmung der Krise hierzulande bei der arbeitenden Klasse und die Mobili-
sierungsmöglichkeiten gegen die Abwälzung der Krisenlasten natürlich beeinflusst. 
 
Wir bekräftigen von dieser Stelle unsere Solidarität mit allen fortschrittlichen Kräften, mit linken Partei-
en, die  gemeinsam mit den Gewerkschaften und der Bevölkerung in ihren Ländern den Widerstand 
gegen diese Politik organisieren und mit den Menschen, die sich an Aktionen beteiligen. 
 
Wo der soziale Protest und Widerstand in Europa gegen die Politik der Troika zunimmt, wo sich die 
politische Linke als bündnisfähig erwiesen und Alternativen entwickelt hat, hat sich dies teilweise auch 
in Wahlerfolgen niedergeschlagen. So gab es gute Wahlergebnisse in Griechenland und in Frank-
reich, aber auch in Dänemark, Belgien und Tschechien, Österreich haben linke Kräfte zugewonnen. 
Doch zum Beenden der Krise reicht es noch nicht - muss noch mehr Länder ergreifen.  
 
Hunger, Not und Armut werden zu Massenerscheinungen. Fast ein Viertel (24,2%) der EU-
Bevölkerung sind  „von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht“.  In Deutschland sind mit 16,1 Milli-
onen Menschen 19,9% der Gesamtbevölkerung arm. Unter diesen Vorzeichen schreibt Heribert Prantl 
(SZ, 12.10.12): „Es wäre eine Katastrophe, wenn es die „Tafeln“ nicht mehr gäbe“, „Aber es ist eine 
viel größere Katastrophe, dass es sie in unserem reichen Land geben muss. Ein Staat, der tausend 
Tafeln braucht, ist kein guter Sozialstaat“. 
 
Doch ungeachtet dieser Fakten, wird uns wie nebenbei aufgetischt, dass der EU - Wirtschafts- und 
Währungskommissar Olli Rehn in einem Schreiben an die Finanzminister der EU – Länder angekün-
digt hat,  ihnen in der Konjunkturflaute mehr Zeit zum Erreichen ihrer Defizitziele zu geben. Er schreibt  
„Falls das Wachstum unerwartet einbricht, kann ein Land mehr Zeit zum Ausgleich seines überhöhten 
Defizits erhalten". 
Die Euro-Zone rutscht auch wegen der Schuldenkrise und der Flaute in den Krisenländern immer 
tiefer in die Rezession. Im vierten Quartal 2012 schrumpften neben der deutschen Wirtschaft auch die 
anderen Schwergewichte.  
Der Focus schreibt am 14.2.2013 „Heftiger Dämpfer für die deutsche Wirtschaft: Die Rezession im 
Euroraum und die weltweite Konjunkturschwäche trafen Europas größte Volkswirtschaft Ende 2012 
stärker als erwartet.“ Und was wird als Lösung angeboten? 
Mehr Wettbewerbsfähigkeit, um noch mehr exportieren zu können. Aber wohin soll exportiert werden, 
wenn die europäischen Nachbarn in Rezession und Stagnation versinken; wenn auch diesen Ländern 
von IWF und EU-Kommission die Medizin der „verbesserten Wettbewerbsfähigkeit“ durch Senkung 
der Löhne aufoktroyiert wird?  
„Im Grunde genommen“, bedeutet diese exportorientierte Strategie der Bundesregierung und der in 
Deutschland produzierenden Unternehmen aber, schreibt die UNCTAD, dass die „Arbeitslosigkeit in 
den Rest der Welt exportiert“ wird

1
. 

 
Diesem Standortwettbewerb, dieser grenzenlosen Entfachung der Konkurenz muss mit einer besse-
ren Vernetzung der Kämpfe der arbeitenden Menschen und sozialen Bewegungen begegnet werden.   
 
Deshalb begrüßen wir  den Aufruf „Für einen europäischen Frühling“.  Mit Aktionen, Streiks und De-
monstrationen in ganz Europa am 13. März sowie einer gesamteuropäischen Demonstration und 
kreativen Aktionen in Brüssel am 14. März will attac seine Forderungen deutlich machen.  Gerichtet 
sind diese gegen den EU-Gipfel am 14. und 15. März, bei dem sich die versammeln, die das EU-
Krisenmanagement immer weiter verschärfen. Forderungen der Aktionen sind u.a.: 
Entwaffnet die Finanzmärkte! 
Feuert die Troika, nicht die Menschen! 

                                                      
1
  „And the depreciation of the euro in the first half of 2010 essentially means exporting 

unemployment to the rest of the world.“  

(UNCTAD-Trade and Development Report-2010-overview.pdf) 
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Die eine Million Unterschriften unter der europäischen Bürgerinitiative, die sich gegen die Privatisie-
rung des Wassers als Teil der Daseinsvorsorge für den Menschen richtet, sind gesammelt. Ein erfolg-
reicher Beginn, mit dem der Kampf nun in eine nächste Etappe geführt werden kann. Um den Druck 
auf die EU-Kommission zu erhöhen wurde jetzt das Ziel auf 2 Millionen Unterschriften bis zum No-
vember 2012 erhöht. Außerdem gibt es noch einige Länder, in denen nicht die erforderlichen Mindest-
stimmen gesammelt wurden. Auch wir als DKP sollten uns in die europaweite Kampagne gegen die 
Privatisierung des Wassers einbringen, informieren und Unterschriften sammeln. 
  
Setzen wir, gemeinsam mit anderen linken und antikapitalistischen Kräften weitere Akzente gegen die 
Aushebelung grundlegender Rechte, die uns per Gesetz und Erlass durch EU-Regierung oder andere 
Regierungen verordnet werden. Unterstützen wir Aktivitäten dagegen, wie die Umfairteilaktionen am 
13. April.  
Die nächste Blockupy - Aktion vor der EZB in Frankfurt am 31. Mai und 1 Juni steht auch schon in den 
Startlöchern.  
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
 
die Krise wird inzwischen für viele  greifbarer, nachvollziehbarer. Auch wenn sich noch nicht jede/r 
persönlich betroffen sieht, wird doch die sich verschlechternde Lage von  Nachbarn und Freunden 
gesehen. 
Die Kürzungsdiktate der Regierungen werden abgewälzt auf die Länder, auf die Kommunen. Hier geht 
um viele Bereiche, die ein selbstverständlicher Beitrag der öffentlichen Daseinsvorsorge sein sollten. 
Wir Kommunistinnen und Kommunisten kämpfen um den Erhalt der „freiwilligen Ausgaben“ in Kultur, 
Sozialem, Sport, Bildung und Verkeh - gegen sozialen Kahlschlag.  
In der Kommune können wir konkret alle „Sparbeschlüsse“ und  ihre Auswirkungen auf Arbeiter, 
Rentner, Jugend, Ausländer usw, hinterfragen. Hier gilt es direkt die Menschen zu mobilisieren, damit 
sie sich gegen alle Formen von Privatisierung öffentlichen Eigentums wehren. 
 
Kommunalpolitik ist der Bereich, in dem Politik für die Menschen sehr konkret wird. Es kann relativ 
leicht überprüft werden, wie ehrlich Wahlversprechen eingehalten werden, wie ernsthaft für Ziele z.B. 
auch in Bürgerinitiativen gekämpft wird. Der gemeinsame  Widerstand, das Einmischen in die Politik 
werden so entwickelt. 
 
Immer stärker wird die Bewegung um bezahlbaren Wohnraum. Die steigende Armut bedingt, dass 
viele Menschen ihre Mieten nicht mehr zahlen können. Zwangsräumungen stehen – zumindest in 
großen Städten – auf der Tagesordnung.  
Deshalb fordern wir in den Kommunen geförderten Mietwohnungsbau, Wohnungen mit Sozialbindung 
und Förderung des genossenschaftlichen Wohnungsbaus. Die Privatisierung öffentlichen Wohnungs-
eigentums muss beendet werden. 
Wir sagen: Wohnen ist Menschenrecht! 
 
Wenn wir als DKP – Gruppe kommunalpolitisch aktiv werden wollen, sollten wir  auf eine langfristige, 
kontinuierliche Kommunalpolitik setzen.   
Gemeinsam mit den Betroffenen die Entwicklung von Forderungen und Aktionen angehen, als Ge-
nossInnen jedoch offen, selbstbewusst und noch dazu öffentlich auftreten - so wird Politik für die Men-
schen mit den Menschen vor Ort entwickelt. 
 
Nach wie vor leisten in einer Reihe von Städten und Gemeinden unsere GenossInnen ihre Arbeit  in 
Kommunalparlamenten.  Mit breitestmöglichen Bündnissen wird hier für Veränderungen mobilisiert. 
Die Koppelung von parlamentarischen und außerparlamentarischem Kampf kann gerade in der Kom-
mune sehr erfolgreich umgesetzt werden.  
Dabei gibt es verschiedene Kandidaturmodelle. Von Eigenkandidaturen über gleichberechtigte Bünd-
nisse bis hin zu Kandidaturen auf Listen anderer Parteien ist alles möglich. Entschieden werden sollte 
von uns nach den politischen Bedingungen vor Ort. Und selbstverständlich ist auch kommunalpoliti-
sche Arbeit ohne das Erstreben oder den Erhalt kommunaler Mandate möglich.  
Gerade in unserem Umfeld, vor Ort, müssen wir stärker mit der UZ in den Freiverkauf, über die Kon-
takte auch neue AbonnentInnen werben. Öffentlichkeit schaffen für die DKP, das kann gerade hier mit 
unseren Materialien und Unserer Zeit(ung) gut funktionieren.  
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Mit Kleinzeitungen und Flugblättern zu den Problemen Stellung nehmen, unsere Antworten aus kom-
munistischer Sicht darstellen ebenfalls. Und auch regionale Internetseiten stoßen auf Interesse, wenn 
sie denn aktuell sind. 
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
 
die Kriegs- und Rüstungspolitik der Bundesregierung und ihre Beteiligung an Maßnahmen der NATO, 
töten inzwischen in vielen Regionen der Welt. Ganz aktuell ist die Entsendung von Bundeswehrsolda-
ten nach Mali.  
Ob in Afghanistan, in der Türkei, vor den Küsten Afrikas oder im Mittelmeer -  
die Bundeswehr beteiligt sich direkt oder durch Unterstützung logistischer Art an vielen Kriegseinsät-
zen 
Inzwischen sind nach offiziellen Zahlen ca. deutsche 6000 Soldaten weltweit im Einsatz. 
Da werden Patriot-Raketen in die Türkei verschifft und U-Boote für Israel gebaut.  
Waffen und Soldaten der Bundeswehr werden verschifft. Dies alles macht deutlich: 
Deutschland befindet sich im Krieg!  
 
Die Kriegsdrohungen gegen Iran, der Versuch in Syrien  mit Gewalt und internationaler  Einflussnah-
me einen Regierungswechsel herbeizuführen, können im Nahen Osten einen Flächenbrand auslösen. 
Dieser wird sowohl für die Menschen in der Region,  jedoch auch in der Weltpolitik verheerende Fol-
gen haben. 
 
Hinzu kommt in dieser Region die jahrzehntelange Unterdrückung der Bevölkerung Palästinas, die  
nun zumindest einen Teilerfolg im November bei der UNO erkämpft hat.  Doch wie die Angriffe Israels 
auf Gaza zeigten, ist nach wie vor Solidarität notwendig.  
Wir unterstützen die Forderung nach einem eigenen palästinensischen Staat in den Grenzen von 
1967 mit Jersualem als Hauptstadt und dem Recht der Flüchtlinge auf Rückkehr in ihre Heimat. 
 
Die Militarisierung unserer Gesellschaft mit der Bundeswehr in den Schulen, mit Wehrschauen, öffent-
lichen Vereidigungen von SoldatInnen muss endlich der Geschichte angehören. Der Plan, die Bun-
deswehr gegen DemonstrantInnen einsetzen zu können, darf nicht durchgesetzt werden. 
 
Mit den KollegInnen, in den Gewerkschaften und in den Betrieben muss wieder stärker über alternati-
ve Produktion nachgedacht werden. Die Konzerne müssen für die Entwicklung von Konversion auch 
finanzielle Mittel bereitstellen. Neue  Ansätze zur Diskussion darüber ergeben sich ja evtl. bereits auf 
den diesjährigen Ostermärschen. 
Wir fordern: keine Rüstungsexporte und Schluss mit den Auslandseinsätzen der Bundeswehr! 
Nie wieder Krieg - dafür müssen wir uns auch 2013 mit unseren Mitteln einsetzen! 
 
Lasst mich einige Worte zur Rechtsentwicklung sagen.  
In unserem  Antrag „Antworten der DKP auf die Krise“ sagen wir: „Wenn es keine stärkere Gegenwehr 
der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung, der Kommunisten sowie der anderen linken und aller an-
deren demokratischen Kräfte gibt, werden sich Nationalismus, Egoismus, Rassismus und Hass auf 
Migrantinnen und Migranten noch weiter ausbreiten.“ 
Auf der zur Rechtsentwicklung durchgeführten Tagung des Parteivorstandes stellten wir fest, dass die 
Politik der EU nicht nur Angst vor einer ungewissen Zukunft erzeugt, diese nicht nur oder immer in 
Widerstandsaktionen münden, sondern auch einen Vertrauensverlust in Parteien, Parlamente und 
Institutionen erzeugen.  
Das Wahlergebnis in Italien macht dies bitter deutlich. Wenn die tiefe politische Krise zu diesem Ver-
trauensverlust in die Parteien – auch der linken – und in „die Politik“ insgesamt geführt, ist das der 
Boden, auf dem autoritäre Lösungen wachsen.  
 
Große Teile der WählerInnen trauen den Versprechungen all derer nicht mehr, die in ihren  Augen 
irgendwie in "das System eingebunden" sind.  
 
Dies nutzen rechte und faschistische Parteien und deren Anhänger. Sie  geben einfache Antworten 
auf komplexe gesellschaftspolitische Fragen. Sie machen als Schuldige und Sündenbock bestimmte 
Gruppen in der Bevölkerung aus: Ausländer, Schwule, Sinti und Roma, Juden, Kommunisten, Sozia-
listen. 
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Die Gewalt von Rechten gegen diese Personen nimmt in ganz Europa zu. In einigen Ländern, darun-
ter Deutschland, wird das rechte Gewaltpotential als besonders hoch eingestuft wird. (FES-Studie 
Rechtspopulismus in Europa). 
Europaweit stellen die Rechten identische Forderungen, z.B. die Rückkehr zu eigenen Währungen 
und „Raus aus der EU“. 
Doch nicht nur ihre Parolen sind europaweit übergreifend, sie haben sich auch Netzwerke europäi-
scher Zusammenarbeit geschaffen.  
 
Deshalb ist es eine der Aufgaben europäischer Gewerkschaften, kommunistischer und linker Parteien,  
sozialer Bewegungen und antifaschistischer Kräfte, den Widerstand gegen die EU-Politik zu verstär-
ken, gemeinsames europaweites Handeln dieser Kräfte noch besser zu entwickeln und der Rechts-
entwicklung entgegenwirken.  
 
Wir sollten uns auch in der Vorbereitung zur Bundestagswahl im September 2013 darauf einstellen. 
Ob und wie das Verbotsverfahren der NPD durchgeführt wird, mit welchem Ergebnis gar – das alles 
steht doch noch gar nicht fest. Doch auch bei dieser Wahl werden  wir es mit Parteien oder Gruppen 
nationalistischer Kräfte zu tun bekommen, die mit scheinbar einfachen Alternativen für ihre politischen 
Ziele zu werben. Ob sie nun auf dem Wahlzettel stehen oder nicht.  
 
Das Pogrom in Rostock-Lichtenhagen, die Brandanschläge in Solingen und Mölln waren vor 20 Jah-
ren. 
 
Seit 1990 wurden über 180 Menschen in diesem Land aus rassistischen und faschistischen Motiven  
umgebracht.  
Im November 2011 wurden die Morde des NSU aufgedeckt. Noch immer sind sie nicht aufgeklärt. 
Das alles macht deutlich, weshalb wir sagen: Nazis blockieren ist unser Recht! 
Frank Bsirske, ver.di Vorsitzender, meint: „In Dresden haben sich unser ver.di-Landesbezirk SAT und 
viele ver.di-Mitglieder (....) den Neonazis entgegengestellt. Das, Kolleginnen und Kollegen, war richtig. 
Es war richtig, dazu aufzurufen, den Neonazi-Aufmarsch zu blockieren. Es war richtig, zu zivilem Un-
gehorsam und auch zu Regelverletzungen aufzurufen. – Ja, es war richtig, auch zu Regelverletzun-
gen aufzurufen, weil es hundertmal besser ist, sich dem Neonazispuk aktiv entgegenzustellen, als 
ohnmächtig zuzusehen, wie Neonazi - Kolonnen durch die Stadt ziehen und andere verhöhnen.“ 
(mündliche Ergänzung zum Geschäftsbericht beim Kongress 2011) 
Wir sagen: Faschismus ist keine Meinung, sondern ein Verbrechen! 
 
Und in diese Taten verstrickt, ebenso wie im Sumpf der braunen Horden verortet: der Innengeheim-
dienst – Verfassungsschutz. 
Rolf Gössner,  Vizepräsident der Internationalen Liga für Menschenrechte, sagte im Januar 2012: 
„Der VS ist ein ideologisches Kind des Kalten Krieges – gezüchtet als nachrichtendienstliche Waffe im 
Ost-West-Konflikt der 1950er Jahre, zur Absicherung des westdeutschen >Bollwerkes gegen den 
Kommunismus<. In jener Zeit des militanten Antikommunismus hat er auch seine zweifelhaften Ver-
dienste bei der Ausspähung von Kommunisten und anderen linksgerichteten Kräften erworben, die in 
den 50er/60er Jahren zu einer exzessiven politischen Verfolgung beigetragen haben. Anstatt nach 
dem Ende des Kalten Krieges die Frage nach der Existenzberechtigung zu beantworten, wurden seit 
1990 immer wieder neue Legitimationen nachgeschoben(....)“ 
 
Und was tut dieser Verfassungsschutz außer die Faschisten zu "begleiten"? 
„Am 13. Februar 2007 fand in Stuttgart die Trauer und Urnenbeisetzung eines verstorbenen DKP-
Aktivisten statt, an der Sie teilnahmen. Die Beisetzungsfeierlichkeit war in ihren Wortbeiträgen „revolu-
tionär“ gestaltet, Fahnen der DKP und der ihr nahestehenden Jugendorganisation „Sozialistische 
Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) waren aufgestellt. Das Singen der Internationalen schloss die Trau-
erfeier ab.“ Dies sind Aufzeichnungen des Verfassungsschutzes Baden-Württemberg über unseren 
Genossen Gerhard Bialas. Dies ist nur eines von vielen Beispielen der Bespitzelung unserer 
GenossenInnen und anderer DemokratInnen. 
Ich erinnere an die Berufsverbotepraxis, die sich u.a auch auf solche "Erkenntnisse" stützte. 
 
Wir fordern die sofortige Auflösung der Geheimdienste wie Verfassungsschutz, MAD und BND! 
Eine lückenlose Aufklärung der Verflechtung von Faschisten und Geheimdiensten muss erfolgen! 
Wir fordern die Durchsetzung des Verbots und die Auflösung der NPD und aller faschistischer Organi-
sationen nach Art. 139 Grundgesetz!  
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Die Kriminalisierung von AntifaschistInnen und anderen fortschrittlichen Kräften muss endlich aufhö-
ren! Die Beobachtung derer, die gegen Nazis aktiv sind, die sich gegen Sozial- und Demokratieabbau 
zu Wehr setzen muss eingestellt werden! 
  
Genossinnen und Genossen, 
 
kurz möchte ich noch auf einige andere Politikfelder eingehen.  
Die ausgezeichnete Arbeit des Frauenarbeitskreises der DKP wird nur sehr kurz in dem Tätigkeitsbe-
richt dargestellt. Klar ist: diese wichtige Arbeit muss auch in der nächsten Periode des Parteivorstan-
des fortgesetzt werden.  
Aber wir müssen auch feststellen: nach wie vor haben wir in der Partei große Probleme gerade Ge-
nossinnen für Leitungsfunktionen zu gewinnen.   
Klar ist, dass die Quotenregelung – wie sie vom Statut vorgeschrieben ist – nur ein Vehikel sein kann, 
um diese Frage zu lösen. Endgültig wird sie wohl nur über die Frage veränderter Arbeitsweise in den 
Gruppen und vor allen Dingen in den Leitungen geklärt werden können. Zu den politischen Bedingun-
gen in denen Frauen heute leben nur dies in aller Kürze: an den Frauen und in ihren nach wie vor 
sogenannten „typischen Berufen“ wird auch heute immer noch als Erstes gekürzt, gestrichen und 
Lohndrückerei betrieben. Wir haben uns ausführlich mit der Situation der Frauen  auf der Tagung un-
seres Parteivorstandes im November 2012 befasst. 
Ja -  wir müssen immer noch kämpfen, um den gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit, um die gleichen 
Chancen in Ausbildung und Beruf, gegen Gewalt und sexistische Anmache.  
Auch wenn wir wissen, dass die Befreiung der Frau untrennbar verbunden ist mit der Befreiung der 
Klasse, sie also erst im Sozialismus tatsächlich erkämpft werden kann, wollen und müssen wir auch 
heute schon für Veränderungen eintreten. Dazu brauchen wir Genossinnen und Genossen, dazu 
brauchen wir demokratische Frauen und auch Männer, die sich einsetzen und stark machen. 
Hedwig Dohm (1831-1919), deutsche Schriftstellerin, Publizistin, Dramatikerin und Frauenrechtlerin 
forderte auf: „Mehr Stolz, ihr Frauen! Wie ist es nur möglich, dass ihr euch nicht aufbäumt gegen die 
Verachtung, die euch noch immer trifft. - Auch heute noch? Ja, auch heute noch. (...) "   
Nutzen wir nächste Woche den Internationalen Frauentag am 8. März um uns aufzubäumen! 
 
Die Arbeit der Kulturpolitischen Kommission darf nicht vergessen werden. Nicht nur, weil sie einen 
großen Anteil an dem 2011 durchgeführten Pressefest hat -  hier liegt uns ein Antrag vor, dieses 2014 
wieder durchzuführen -  sondern auch, weil mit der im November durchgeführten Kulturkonferenz 
wieder einmal belegt ist, das Kultur nicht nur ein Teil des Lebens ist, sondern auch Teil der politischen 
Arbeit sein muss. Gerade in den Zeiten der Kürzungen in den Haushalten, wird der Rotstift oft beson-
ders stark gezückt, wenn es um die Kultur geht.  
 
Bis zur Bundestagswahl und sicher darüber hinaus werden wir uns auch mit der Energiewende dieser 
Regierung weiter befassen müssen. Die Geschenke an die großen Energiekonzerne, die sich ihren 
stückweisen Ausstieg aus der Atomenergie teuer von uns bezahlen lassen, müssen endlich ein Ende 
haben. Nicht Steuergeschenke, sondern Enteignung und Übernahme der Energiewirtschaft in öffentli-
ches und kontrolliertes Eigentum ist unsere Forderung! Es geht nicht um den Ausbau fossiler Ener-
gien, oder aber das wieder ins Gespräch gebrachte Fracking, sondern um die Entwicklung erneuerba-
rer und umweltschonender Energie. 
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
 
vergessen sollten wir bei allem nicht die internationale Solidarität! 
Die Länder Lateinamerikas, die dem Werben und Drohen der USA widerstehen und ihren eigenen 
Weg zum Aufbau einer gerechteren Gesellschaft gehen. Der erneute Wahlerfolg von Chavez in Vene-
zuela macht es möglich, den begonnenen Weg fortzuführen.  
Wir sollten die Entwicklungen dort als Herausforderung sehen uns mit den Erfahrungen der lateiname-
rikanischen Linken, ihrer Bündnispolitik, ihrer Verbindung von sozialen Bewegungen und Parteien, 
ihren neuen Konzepten zur gesellschaftlichen Veränderung kritisch auseinanderzusetzen und davon 
zu lernen. 
Denn heute werden in der Europäischen Union ähnliche  “Anpassungsprogramme” exekutiert, die in 
den 80er und 90er Jahren Lateinamerika in Stagnation, Verarmung und soziale Polarisierung geführt 
haben.  
Aber ein Ergebnis dieses neoliberalen Radikalismus in Lateinamerika war, dass mächtige soziale 
Widerstandsbewegungen entstanden, die die Grundlage dafür legten, dass heute die Mehrzahl der 
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Länder des lateinamerikanischen Kontinents von Parteien der Linken oder Mitte-Links regiert werden, 
die einen Weg aus dem Neoliberalismus suchen, sich untereinander verbinden und die Dominanz des 
Imperialismus abschütteln.  
 
Und lernen sollten wir allen voran auch von Kuba, das Land in dem für die Erfolge der Revolution wei-
ter gearbeitet wird. Der Kampf um die Freilassung der Fünf in den USA Eingekerkerten, der Kampf 
gegen die Blockadepolitik der USA und ihrer Verbündeten kann die Entwicklung Kubas nicht aufhal-
ten. Dies ist auch ein Erfolg der internationalen Solidarität. 
Das und wie Solidarität wirkt zeigt unsere Spendensammlung gegen die Hurrikanschäden. Insgesamt 
haben wir bisher 23.000 Euro überwiesen! Dafür allen Danke, die gespendet haben. Wir versichern 
auch weiterhin unsere Solidarität mit Kuba, seiner kommunistischen Partei und den Menschen! 
 
Gerade angesichts der Krise und der koordinierten Politik der Herrschenden wird die engere Zusam-
menarbeit der kommunistischen, der Arbeiter- und Linksparteien zu einer noch dringenderen Aufgabe. 
Der Widerstand und der Kampf um Alternativen muss auf allen Ebenen entwickelt werden: vom Be-
trieb und der Kommune über die regionale und nationalstaatliche bis zur europäischen und internatio-
nalen Ebene.  
Wenn wir gegenüber den international agierenden Konzernen und dem Finanzkapital widerstehen 
wollen muss jedoch dringend eine weitaus bessere Vernetzung international erreicht werden.  
 
Die gemeinsame Arbeit über die Grenzen hinweg, erfordern zunehmend die Abstimmung mit den 
kommunistischen, sozialistischen, Arbeiter- und Linksparteien Europas, insbesondere der Genossen 
in Betrieben/Gewerkschaften. Dies zeigen Beispiele wie der Kampf gegen die Hafenrichtlinie, Entsen-
derichtlinie,die  Rettung des Opel-Standortes in Luton (England), die Rettung mehrerer ALSTOM-
Standorte, Aktionen gegen Werksschließungen von Nokia.  
 
Wir arbeiten in der „Vier-Parteien-Koordination“ (PvdA/PTB, KPL, NCPN, DKP) aktiv mit. Das Beispiel 
der Unterstützung von Ford in Genk wurde gebracht, es gab weitere gemeinsame Aktivionen, regel-
mäßige Arbeitstreffen und jährliche Konferenzen. 
Wir sind Teil der Treffen der kommunistischen und Arbeiterparteien. 
Wir sind Beobachter in der Partei der Europäischen Linken, in der sich „sozialistische, kommunisti-
sche, rot-grüne und andere demokratische Linksparteien“ (Statut der EL) vereint haben.  
Wir folgen Einladungen zu Tagungen und Konferenzen anderer kommunistischer und linker Parteien.  
 
Es gibt also viele unterschiedliche Möglichkeiten, international und europaweit tätig zu werden, sich in 
Diskussionsprozesse einzubringen und die aktuellen Debatten mit zu gestalten und daraus Forderun-
gen und Handlungsfelder für diese Zeit zu entwickeln. 
 
Dieses tun wir für die Verbesserung der Lage der Arbeiterklasse heute und verlieren dabei das Ziel, 
den Sozialismus, nicht aus den Augen. 
Ja, es gibt unterschiedliche Sichtweisen auf die Frage der Zusammenarbeit mit anderen Kräften in 
unserem Land und/oder auch international. Wir sollten aber nicht in Frage stellen, dass delegierte 
GenossInnen selbstverständlich auf der Grundlage des Programms und der Beschlüsse der DKP 
auftreten, also mit den Zielsetzungen unserer kommunistischen Partei. 
Und natürlich kommen wir hier, wie überhaupt in Gesprächen mit anderen Menschen, Organisationen 
und Parteien, auch mit neuen und anderen Fragen und Argumenten in Berührung.  Das ist doch letz-
ten Endes ein Sinn dieser Treffen und wir sollten es deshalb als etwas bereicherndes,  das Denken 
und Nachdenken förderndes betrachten. Und wenn es manchmal keine guten Argumente sind, so 
haben diese doch sicher nichts ansteckendes. 
 
Internationale Zusammenarbeit erfolgt auch aus der Erkenntnis, dass diese ein wichtiger Baustein ist, 
den Kampf im eigenen Land in den internationalen Maßstab einzuordnen, aber auch aus den Kämp-
fen anderer zu lernen, bis dahin, gemeinsame Kämpfe zu entwickeln.  
Schon Engels hat den internationalen Aspekt der Kämpfe beschrieben, in einem Brief an Lafargue, 
27.6.1893, vor Illusionen vom „Sozialismus in einem Land“ gewarnt: 
„Die Befreiung des Proletariats kann nur eine internationale Aktion sein; wenn ihr daraus einfach eine 
Aktion der Franzosen zu machen versucht, macht ihr sie unmöglich. Die ausschließlich französische 
Führung der bürgerlichen Revolution – obwohl sie unvermeidlich war wegen der Dummheit und Feig-
heit der anderen Nationen – wissen Sie, wohin das geführt hat? – zu Napoleon, zur Eroberung, zur 
Invasion der Heiligen Allianz. Frankreich in Zukunft dieselbe Rolle zuschreiben zu wollen, das hieße, 
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Frankreich lächerlich zu machen, wie es die Blanquisten tun, denn jenseits ihrer Grenzen lacht man 
über diese Anmaßungen.“ 
 
Internationale und europaweite Zusammenarbeit muss sich daran messen lassen, was es der Arbei-
terklasse, den Bevölkerungen der beteiligten Länder und den beteiligten Parteien bringt.  
Und das gemeinsame Gegenwehr und Solidarität, national und international notwendig ist, wenn wir 
nicht dem Kapital das Feld überlassen wollen, daran wird doch niemand zweifeln.  
 
Dabei hilft es im eigenen Land gut verankert zu sein in den Gewerkschaften, Betrieben, in der Kom-
mune, in den Bewegungen. Je besser die Vernetzung nicht nur der KommunistInnen, sondern von 
uns auch mit anderen demokratischen und fortschrittlichen Kräften ist, desto besser können wir auch 
gegen antikommunistischen Maßnahmen begegnen, die in vielen Ländern Europas inzwischen wieder 
stärker als in den letzten Jahren vorangetrieben, und gegen den Demokratieabbau angehen.  
 
Genossinnen und Genossen, 
 
wir hatten im Parteivorstand im Juli den Antrag „ Antworten der DKP auf die Krise“ beschlossen.  
Damit sollte, trotz der unterschiedlichen  Positionen in der Partei, das Gemeinsame und der Willen zur 
Handlungsfähigkeit der DKP hervorgehoben werden.  In der momentanen politischen Situation muss 
die DKP ihre Kraft in die Kämpfe und Auseinandersetzungen unserer Zeit einbringen, muss dazu bei-
tragen den Widerstand in unserem Land zu entwickeln.  
 
Die inhaltliche Debatte über offene Fragen sollte in der Partei, in den Gruppen weitergeführt werden. 
Ich nenne hier die Knackthemen noch einmal: die Analyse des Kapitalismus / Imperialismus und der 
sich daraus ergebenden Schlussfolgerungen; dass Verhältnis vom Kampf um Reformen und dem 
Kampf um revolutionäre Veränderungen; die Rolle der Gewerkschaft; die Bündnispolitik und die Rolle 
der DKP; dass Verhältnis von nationalen und internationalen Ebenen und Kämpfen. Dieses sind die 
Fragen, die wir anhand unseres Programms, das ja nicht infrage gestellt ist als unsere gemeinsame 
Grundlage, weiter diskutieren wollen. 
 
Ob wir das Ziel mit dem Antrag erreicht, eine gemeinsame Handlungsebene zu schaffen, erreicht ha-
ben, werden wir nach diesem Parteitag einzuschätzen haben.  
 
Ich sehe zumindest die große Gefahr, dass es nicht gelingt.  
Das mache ich heute an folgendem Punkt fest:  
Entgegen den letzten Parteitagen der DKP gibt es keinen Gegenantrag zum Leitantrag, der den An-
spruch erhebt statt des Hauptantrages abgestimmt zu werden. Trotz allem hat es auf der letzten Sit-
zung des Parteivorstandes eine lange Debatte darüber gegeben, ob und wie und weshalb dann nicht, 
der „Berliner Antrag“ in dem Antragsblock mitberaten werden kann -bzw. nicht hier beraten wird. 
Dieser Antrag wurde dem Parteivorstand und allen Delegierten als ein Antrag für die allgemeine De-
batte zugesandt.  
Jetzt wurde uns fast dieser komplette Berliner Antrag als Abänderungsantrag zum Leitantrag vor, mit 
der Aufforderung ihn komplett in den Leitantrag zu überführen.  
Ob aus diesen zwei Anträgen, mit zwei so teilweise völlig unterschiedlichen politischen Richtungen 
jetzt ein Antrag wird, darüber sollen heute die Delegierten entscheiden.  
Es gab keine Möglichkeit sich damit vorher in der Partei auseinander zu setzen, ob diese inhaltliche 
Veränderung des Leitantrags so von der Partei getragen wird. Dieses Herangehen entspricht zumin-
dest nicht den bisherigen Diskussionsprozessen unserer Partei, schon gar nicht in Vorbereitung eines 
Parteitagsdokumentes. 
 
Genossinnen und Genossen, 
 
wenn wir heute und morgen die Personaldebatte führen, wenn gewählt wird, wer der DKP vorsitzt, wer 
die StellvertreterInnen sind und wie sich der Parteivorstand zusammensetzt, dann wissen wir jetzt 
schon, dass es sich bei den angekündigten Gegenkandidaturen nicht nur um einen Personalwechsel 
handelt. 
 
Es geht um die oben genannten unterschiedlichen Positionen in der DKP.  
Und Genosse Patrik Köbele hat seine Meinung zum Umgang damit deutlich gesagt: 
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"Natürlich haben wir da auch das Problem, dass unsere politischen Meinungsunterschiede uns auch 
in einem gewissen Umfang (sicherlich gegenseitig) blockieren. Dieses Problem werden wir aber nicht 
allein aus und in der Führung der Partei lösen, dieses Problem wird nur die Partei in ihrer Gesamtheit 
lösen können. 
Was bedeutet das alles für den kommenden Parteitag? Wir haben es mit relativ klar ausgeprägten 
Strömungen, Linien zu tun. Ein Teil der Partei kann oder will sich dem derzeit nicht zuordnen, ein Teil 
der Partei ist oder verhält sich indifferent. Trotzdem werden diese Strömungen auf diesem Parteitag 
um die Hegemonie ringen, das wird sich in den inhaltlichen Debatten, aber auch in den Wahlen nie-
derschlagen. Auch dann, wenn es uns gleichzeitig gelingt, die Dinge festzuhalten, bei denen wir uns 
einig sind. " (Referat zur Organisationspolitik auf der 10. PV-Tagung) 
 
Seit es kommunistische Parteien gibt, gibt es in ihnen auch Auseinandersetzungen über mögliche 
verschiedene Wege. Diskussionen stärken in der Regel die Entwicklung und das Auftreten einer 
kommunistischen Partei - nur durch die Diskussion, durch das Für und Wider können immer wieder 
den aktuellen  Kampfbedingungen entsprechend adäquate Forderungen entwickelt werden. 
 
Um die Diskussion jedoch ergebnisorientiert zu führen, muss eine andere Position für alle klar formu-
liert und dann auch ihre Differenz zu dem Parteiprogramm, oder Teile davon, klar benannt wird. Sonst 
bleibt es eine Debatte nur für "Eingeweihte".  
 
Genossinnen und Genossen, 
 
die Delegierten haben einen Brief von Genossen der DKP aus der Leitung der ersten Jahren unserer 
Partei erhalten, einer der Unterzeichner ist der Genosse Herbert Mies, lange Jahre Vorsitzender unse-
rer Partei. 
In den vergangenen Wochen wurde eine Aufforderung "zur Umkehr" von den GenossInnen Isa und 
Werner aus Erlangen veröffentlicht, zudem gibt es eine Erklärung aktiver und ehemaliger Betriebs- 
und Gewerkschaftsfunktionäre. 
Diese Briefe und Aufrufe zeigen in ihrer Unterschiedlichkeit eines: es gibt eine große Sorge bei den 
Mitgliedern um die Einheit und den Erhalt der DKP. 
Diese Sorge sollten insbesondere die Delegierten dieses Parteitages sehr ernst nehmen und sich der 
Verantwortung bewusst sein. 
 
Wir haben als kommunistische Partei heute die Aufgabe uns in die anstehenden Kämpfe einzubrin-
gen. Dies in der Entwicklung der Programmatik der DKP, wie sie seit ihrer Gründung 1968 mit ihren 
Programmen und Beschlüssen kontinuierlich weiterentwickelt wurde. 
unser heutiges Programm zeichnet u.a. aus: es ist das Ergebnis einer viele Jahre dauernden Diskus-
sion in der Partei, in der auch die Fragen der gesamten Parteientwicklung - ihrer großartigen und rich-
tigen Aussagen, aber auch ihrer Fehler und Schwächen - erörtert wurden. Und, vor allen Dingen, es 
schließt an, an unsere Geschichte. Es stellt somit einen Teil unserer Parteiidentität dar. 
 
Die weitere Arbeit der Partei kann sich deshalb doch nur auf der Basis unseres Programms entwi-
ckeln. Im Abschnitt " Für eine Wende zu demokratischem und sozialen Fortschritt" stellt das Pro-
gramm fest": 
 „Unter den gegebenen Bedingungen werden Abwehrkämpfe im Zentrum einer ganzen Kampfetappe 
stehen. Schon in diesen Auseinandersetzungen wird es nur dann wirkliche Erfolge geben, wenn ein 
qualitativ neues Niveau bei der Mobilisierung der Arbeiter und Angestellten in den Betrieben und Ver-
waltungen, der Erwerbslosen, der Rentner, aller von der Demontage sozialer und demokratischer 
Errungenschaften Betroffenen, wenn ein neuer Aufschwung der Friedensbewegung und anderer de-
mokratischer Bewegungen erreicht werden kann.“  
 
Hier die ersten Schritte zu gehen und „alle Betroffenen in einem alternativen politischen und sozialen 
Projekt zusammenzuführen“ (Programm DKP), das ist es, was KommunistInnen heute leisten müs-
sen.  In diesen Zusammenhängen müssen wir dann klären, dass wir auf die „Arbeiterklasse als ent-
scheidende gesellschaftsverändernde Kraft“ (Programm DKP) orientieren und, wo möglich, auch die 
Diskussion führen über unser alternatives Gesellschaftsprojekt, den Sozialismus.  
Marxismus diskutieren also! 
Bei diesen Diskussion mit anderen und auch unter uns sollten wir stets die Worte des Genossen Kali-
nin im Ohr haben, der am 8.7.1939 vor ausgezeichneten Lehrern sagte:  „Der Lehrer ist nicht nur Leh-
rer, er ist auch Schüler.“ (Über Erziehung zu kommunistischem Bewußtsein) 
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Kommunistinnen und Kommunisten sind nicht nur wichtig zur  Mobilisierung und Bildung von Wider-
stand, sondern insbesondere wichtig für die Diskussion von Alternativen, für heute und für die Zukunft. 
Wenn wir für den Sozialismus werben wollen, wann wenn nicht jetzt und wer, wenn nicht wir?  
 
Dies alles muss mit dem Ziel geführt werden, die Arbeit der Partei, wie in diesem Referat beschrieben, 
weiter zu entwickeln, das eigene Profil der DKP zu stärken, die Partei und das Parteileben – also die 
Gruppen- und Kreisaktivitäten – attraktiv oder wieder attraktiv für Mitglieder, Sympathisanten und 
Bündnispartner zu machen.  
 
Dabei sollte unserem Programm wieder mehr Bedeutung zukommen.  
Es ist die Grundlage für das Wirken der DKP heute und, davon bin ich überzeugt,   auch in den nächs-
ten Jahren.  
Seit der Verabschiedung auf dem Parteitag 2006 hat sich einiges an der politischen Situation und 
auch in unserer Partei verändert.  Deshalb kann das erneute erarbeiten der Inhalte des Programms 
ein Weg sein, alle Mitglieder damit vertraut zu machen. Möglicherweise ist es auch ein Weg, davon 
ausgehend dann die Debatte in der Partei weiterzuführen. Schließlich ist unser Parteiprogramm auch 
eine kurze Analyse der Geschichte der kommunistischen Partei, hat Bezüge zu den heutigen Entwick-
lungen und legt dar, wie die DKP den Weg über die Wende zu demokratischem und sozialem Fort-
schritt hin zum Sozialismus geht. 
 
Unser Ziel ist die Überwindung des Kapitalismus - der Sozialismus. Und unser Parteiprogramm ist das 
Dokument, auf dem sich für uns alle die Mitgliedschaft in der DKP  begründet. Nutzen wir es auf die-
sem Parteitag und darüber hinaus als kommunistischen Leitfaden!  
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20. Parteitag der DKP 

02./03. März 2013 
Bürgerhaus Mörfelden 

Westendstaße 60, 64546 Mörfelden-Walldorf 
 

Ergebnisse der Wahlen zu den zentralen Gremien 
 

1. Wahl der/s Parteivorsitzenden 
 
Gewählt als Vorsitzender der DKP wurde: 

Köbele, Patrik  mit 92 Ja-Stimmen 
 

2. Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden 
 
Gewählt wurden: 

Hager, Nina mit 102 Ja-Stimmen 
Richter, Wera mit 96 Ja-Stimmen 
Brenner, Hans-Peter mit 87 Ja-Stimmen 

 

3. Wahl der weiteren Mitglieder des Parteivorstandes 
 
Gewählt wurden: Stimmen  

Köster, Marion 106 
Berger, Yrida 94 
Drücker, Nicole 94 
Sanders, Tina 89 
Jürgensen, Bettina 88 
Lopau, Kornelia 84 
Münder, Rente 84 
König, Stefanie 83 
Lossdörfer, Birgit 80 
Vierrath, Gisela 73 
Petermann, Eva 71 

 
Fritsch, Uwe 108 
Schmidt, Björn 93 
Harms, Olaf 92 
Pohl, Günter 91 
Perschewski, Rainer 87 
Altmann, Werner 85 
Metzroth, Volker 79 
Lommes, Peter 77 
Grüß, Michael 75 
Berrios Miranda, Mario 74 
Mayer, Leo 72 
Fricke, Detlef 71 
Koppey, Axel 71 
Sarbok, Werner 71 
Woda, Helmut 67 

 

4.Wahl der Mitglieder der Zentralen Revisionskommission 
 

Gewählt wurden: Stimmen 
 Marotzky, Gerda 104 
 Sittner, Margrit 104 
 Moses, Artur 97 
 Wirth, Kurt 106 
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5. Wahl der Mitglieder der Zentralen Schiedskommission 
 

Gewählt wurden: Stimmen 
 Haug, Elfriede  93 
 Lang, Irène 90 
 Matthes, Thomas 87 
 Nobst, Falk 94 
 Wegner, Klaus 92 
 Wunder, Bernd 96 
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20. Parteitag der DKP 

02./03. März 2013 
Bürgerhaus Mörfelden 

Westendstaße 60, 64546 Mörfelden-Walldorf 
 
 

Beschlüsse 
 
Folgende Anträge wurden mit großer bzw. Zweidrittelmehrheit beschlossen: 
 
 
 

Anträge zum Statut der DKP (ST) 
 
Antrag-Nr. ST_03 / Antragsteller/in: Zentrale Schiedskommission der DKP 
 
Änderung zu Artikel 4.1 der Schiedsordnung 
 
Es soll künftig heißen: Anträge auf Einleitung von Parteiordnungsverfahren … 
 

 
Antrag-Nr. ST_04 / Antragsteller/in: Zentrale Schiedskommission der DKP 
 
Änderung zu Artikel 4.2 der Schiedsordnung 
 
Ziffer 2 soll künftig wie folgt lauten: 
 
Die Schiedskommission entscheidet aufgrund nicht öffentlicher mündlicher Verhandlung. Das Mitglied, 
gegen das ein Parteiordnungsverfahren eingeleitet ist, kann in Begleitung eines Beistands aus der 
Mitgliedschaft der DKP erscheinen. Über die Teilnahme weiterer Personen an der Verhandlung ent-
scheidet die jeweilige Schiedskommission. 
 

 
Anträge zur Beitragsordnung (BO) 
 

Antrag-Nr. BO_05 / Antragsteller/in: DKP Münster 
 
Änderung der Beitragsordnung der DKP - Beitragsstaffel 
 
GenossInnen mit einem monatlichen Bruttoeinkommen von über 1.200,00 € sollen durch eine verän-
derte Beitragsstaffel einen höheren Beitrag zur Finanzierung der DKP leisten. Es wird ein neuer Mo-
natsbeitrag von 100,00 € für GenossInnen mit einem monatlichen Bruttoeinkommen von über 
5.000,00 € eingeführt. Die Beiträge von GenossInnen mit geringem Einkommen bleiben unverändert.  

Der Parteivorstand wird beauftragt, geeignete Maßnahmen zur Durchsetzung satzungsgemäßer Bei-
tragszahlungen zu beschließen. 

Die Beitragsordnung der DKP (Punkt 1) wird ab 1.7.2013 wie folgt geändert: 

Beiträge der Mitglieder sind auf der Grundlage des Bruttoeinkommens wie folgt zu entrichten: 
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Anträge zu Betrieb/Gewerkschaft/Soziales/Kommunalpolitik (BG) 
 

Antrag-Nr. BG-01/ Antragsteller/in: DKP Parteivorstand 
 
Arbeitszeit verkürzen! 
Für die 30-Stunden-Woche - Für ein neues Normalarbeitsverhältnis!  

Mit einer radikalen Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und Personalausgleich kann die 
Massenarbeitslosigkeit und soziale Verelendung großer Teile der Bevölkerung aktiv beendet, 
beziehungsweise verhindert werden. Diese kann nicht allein Sache von Tarifpolitik sein, sondern muss 
zudem Gegenstand eines gesellschaftlichen Kampfes um gesetzliche (Arbeitszeitgesetz) und 
tarifvertragliche Regelungen sein. Die Überzeugung der Menschen in Betrieben, Gewerkschaften und 
sozialen Bewegungen für dieses Ziel zu kämpfen ist die Voraussetzung für einen Erfolg. 

Das Erreichen eines solchen Ziels soll 

 die Schaffung von bis zu 6 Millionen neuer, derzeit fehlender Arbeitsplätze ebenso befördern, wie 
der Erhalt bestehender Arbeitsverhältnisse sichern. 

 Damit kann ein neues Normalarbeitsverhältnis mit 30 Stunden an höchstens 5 Tagen definiert 
werden, von dem der Beschäftigte auch leben kann. 

 Einen bedeutenden Schritt hin zur Gleichstellung sowohl der Geschlechter als auch der Generati-
onen im Arbeitsprozess machen. 

 Den massenhaft ansteigenden frühzeitigen Erkrankungen aufgrund der Anforderungen im Arbeits-
leben, auch dem vorzeitigen Ausscheiden durch Erwerbsunfähigkeit kann damit entgegengewirkt 
werden Die Frühverrentungen mit erheblichen Abschlägen, mit drohender Altersarmut müssen 
verhindert werden. 

 Die als Druckmittel missbrauchte industrielle Reservearmee würde erheblich verkleinert und damit 
der Druck auf Arbeitenden und ihre Gewerkschaften reduziert, ihre Ausgangslage für weitere 
Kämpfe verbessern. 

 Mehr Zeit zum Mensch sein! Den arbeitenden Menschen muss wieder zeitlicher Freiraum für Fa-
milie und Erholung, kulturelles Leben wie auch gewerkschaftliches und politisches Engagement 
geschaffen werden. 

 Jungen Menschen wird damit eine Berufs- und Lebensperspektive möglich, die sie nicht auf Pha-
sen kurzfristiger Beschäftigung, in Form von Praktika, Leiharbeit oder Zeitverträgen fesselt. Leben 
muss lebenswert sein. Für alle! 

 Demografische Entwicklung und Facharbeitermangel bleiben Heißluftargumente des Kapitals, weil 
hunderttausenden jungen Menschen eine qualifizierte berufliche Bildung seit Jahrzehnten vorent-
halten wird. Hunderttausende können mit kürzerer (Voll-)Arbeitszeit den Spagat zwischen berufli-
cher Tätigkeit und häuslicher Erziehungs- und Pflegearbeit beikommen. 

Derzeitige Beitragsordnung     Neue Beitragsordnung   

bis 300,00 € Beitrag: 2,00 €      

bis 400,00 € Beitrag: 4,00 €  bis 400,00 € Beitrag: 2,00 € 

bis 600,00 € Beitrag: 6,00 €  bis 600,00 € Beitrag: 6,00 € 

bis 800,00 € Beitrag: 8,00 €  bis 800,00 € Beitrag: 8,00 € 

bis 1.000,00 € Beitrag: 10,00 €  bis 1.000,00 € Beitrag: 10,00 € 

bis 1.300,00 € Beitrag: 13,00 €  bis 1.200,00 € Beitrag: 13,00 € 

bis 1.600,00 € Beitrag: 16,00 €  bis 1.500,00 € Beitrag: 16,00 € 

bis 2.000,00 € Beitrag: 20,00 €  bis 1.800,00 € Beitrag: 20,00 € 

bis 2.500,00 € Beitrag: 25,00 €  bis 2.300,00 € Beitrag: 25,00 € 

bis 3.000,00 € Beitrag: 30,00 €  bis 2.500,00 € Beitrag: 30,00 € 

bis 4.000,00 € Beitrag: 40,00 €  bis 3.000,00 € Beitrag: 40,00 € 

bis 4.500,00 € Beitrag: 50,00 €  bis 3.500,00 € Beitrag: 50,00 € 

bis 5.000,00 € Beitrag: 60,00 €  bis 4.000,00 € Beitrag: 60,00 € 

über 5.000,00 € Beitrag: 75,00 €  bis 5.000,00 € Beitrag: 75,00 € 

          über 5.000,00 € Beitrag: 100,00 € 
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 Menschen, die nach einem Arbeitsleben den Ruhestand ohne Armut verbringen wollen dürfen 
nicht erst ab 67 Jahren (oder gar noch später) diesen genießen können. Lebensarbeitszeitkonten, 
wie von einigen Gewerkschaften gefordert, bzw. schon in Teilen praktiziert, sind nicht nur keine 
Alternative zur Verkürzung der Wochenarbeitszeit sondern eine Arbeitszeitverlängerung in jungen 
Jahren oder in Zeiten erhöhten Arbeitsanfalls. 

 Dem Missbrauch von Leih- und Zeitarbeit sowie von Werkverträgen als besondere Form der Er-
pressung von Arbeitnehmern durch das Kapital würde sukzessiv der Boden entzogen. Durchset-
zung und Kontrolle der Umsetzung ist mit einer im Vergleich zu heute erweiterten Mitbestimmung 
der Beschäftigten und ihrer Betriebsräte und Personalräte zu sichern. Im Betrieb kann Personal-
ausgleich beurteilt werden und Leistungsverdichtung verhindert werden. 

 Der Reichtum unseres Landes, der ungeheurer angehäufte Reichtum der 10 Prozent 
"Ober"schicht, die steigende Produktivität und die Gewinne der Unternehmen erlauben den Schritt 
zur Arbeitszeitverkürzung auf die 30 Stundenwoche. 

Darum ist es Zeit für: 

 eine 30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und Personalausgleich. Das Erreichen einer 35-
Stunden-Woche kann nur ein Zwischenschritt sein. 

 ein Renteneintrittsalter von 60 Jahren, 

 sechs Wochen gesetzlich garantiertem Mindesturlaub, 

 eine gesetzliche Beschränkung der Höchstarbeitszeiten von 8 Stunden am Tag und 40 Stunden 
wöchentlich im Arbeitszeitgesetz in einer 5-Tage-Woche und bei Erhalt des freien Wochenendes, 
keine Ausweitung der Wochenendarbeit. 

 Einschränkungen, langfristig das Verbot von Leih- und Zeitarbeit sowie 1-Euro-Jobs, dem Miss-
brauch von Werkverträgen und ähnliches mehr, sofort gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 

 Einen gesetzlichen flächendeckenden Mindestlohn von mindestens 10 Euro pro Stunde. 

Auch der weiteste Weg beginnt mit dem ersten Schritt.  
Die Mitglieder und Gliederungen der DKP sind aufgerufen vielfältige Ideen, Aktivitäten und Beiträge im 
Kampf um die Köpfe zu entwickeln und umzusetzen. 

Dazu zählen 

 regelmäßige Beiträge in der UZ, UZ-Extra und auf kommunisten.de, 

 kurze Druckvorlagen für Flugblätter und Gruppenzeitungen, für regionale und lokale Internetseiten 
der DKP, 

 eine Sammlung von Beiträgen, Artikeln etc. auf einer allgemein zugänglichen Internetseite, 

 zumindest ein Bildungsthema, ggf. mehrere über einen längeren Zeitraum, 

 Seminar(e) an der Karl Liebknecht-Schule 

 Konferenzen und Beratungen, in Bezirken und Kreisen, Mitgliederversammlungen und öffentliche 
Veranstaltungen, 

 auch mit der Unterstützung wissenschaftlich arbeitender GenossInnen und/oder anderer hier en-
gagierter Persönlichkeiten (ReferentInnenlisten) 

 mittelfristig bundesweite Aktionstage 

 Mitarbeit nach Kräften in den bundesweiten und regionalen Initiativen und Veranstaltungen in 
Bündnissen um die Forderung nach einer Arbeitszeitverkürzung.  

 

Antrag-Nr. BG_05/ Antragsteller/in: LMV DKP Berlin 

 

Der DKP-Parteivorstand führt eine bundesweite Konferenz unter Einbeziehung der SDAJ zur Woh-
nungs- und Mietenpolitik durch, mit dem Ziel eine Position zur derzeitigen Wohnungs- und Mietenpo-
litik zu entwickeln und Wohnungs- und mietenpolitische Forderungen der DKP zu erarbeiten. 
 

 Beginn einer Analyse und Bewertung der Wohnsituation in der BRD, insbesondere in den Metro-
polen und Großstädten 

 Erarbeitung von kommunistischen Positionen und programmatischen Aussagen zur Wohnungs-
politik 
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Antrag-Nr. BG_06/  Antragsteller/in: DKP Main-Kinzig  

Positionspapier der DKP zur Wohnungsfrage 

Die Situation in der Wohnungs- und Mietenfrage verschärft sich in unserem Land immer mehr. Viele 
Menschen haben keine Chance, eine preiswerte Wohnung zu finden. Die Mieten verschlingen mittler-
weile schon oft bis zu 50 Prozent eines Familieneinkommens und liegen teilweise sogar noch darüber. 
Nach wie vor wird preiswerter Wohnraum aufgrund von Spekulation vernichtet. Das Auslaufen von 
hunderttausenden geförderter „Sozial“wohnungen, der drastische Rückgang dieser Förderungen, der 
sich weiter ausbreitende Niedriglohn- und Niedrigrentensektor, sowie Hatz IV-Sanktionen verschärfen 
die Situation weiter. Drastische Mieterhöhungen, Stromsperren, Heizungsabstellungen, Zwangsräu-
mungen und die Verdrängungen von Mietern aus angestammten Wohnquartieren nehmen zu. Beson-
ders dramatisch entwickelt sich die Lage in Ballungsgebieten und Hochschulstädten. 

In seiner Artikelserie „Zur Wohnungsfrage“ hat schon vor 140 Jahren Friedrich Engels darauf hinge-
wiesen, dass im Kapitalismus keine Lösung dieses Problem zu erreichen ist, wenn man auch hier 
nicht grundlegend die Eigentumsfrage problematisiert. Innerhalb des bestehenden Systems werden 
lediglich Scheinlösungen angeboten: Subventionierung von Grund- und Boden- sowie Wohnungsbau-
konzernen und eine so genannte „Eigentums“förderung, die den Mangel an preisgünstigem Wohn-
raum noch mehr verschärft. Es existiert nach wie vor eine Vernichtung von Wohnraum durch Speku-
lanten und staatlicher Stellen mit damit verbundener Gentrifizierung. 

Erforderlich ist aber ein grundlegender politischer Richtungswechsel auch in dieser Frage als wichtiger 
Bestandteil eine Wende hin zu einer sozialen und demokratischen Politik. Dafür tritt die Deutsche 
Kommunistische Partei (DKP) ein. Sie geht von den Grundannahmen an, dass das Recht auf eine 
menschenwürdige Unterkunft sowohl in der UN-Menschenrechtskonvention als auch im Grundgesetz 
der BRD und den Länderverfassungen verankert ist und dass Grund und Boden nicht vermehrbar ist. 

Daraus ergeben sich für uns Kommunisten unabdingbare Forderungen:  

1. Enteignung des großen Grund- und Bodenbesitzes, sowie der Wohnungsbaukonzerne und -
spekulanten gemäß Grundgesetz zugunsten der öffentlichen Hand, vorzugsweise der 
Kommunen.  

2. Einführung einer Grundmietenobergrenze von zehn Prozent des Netto-Haushaltseinkommens 
ohne Anrechnung des Kindergelds. 

Als sofort durchzuführende Maßnahmen fordert die DKP: 

 Sofortiger Mietpreisstopp. 
 Verbot des Verkaufs von mit Steuergeldern geförderter Wohnungen.  
 Untersagung von Mieterhöhungen bei auslaufender „Sozial“bindung. 
 Drastische Verschärfung der Maßnahmen gegen Wohnraumzweckentfremdung. 
 Einführung einer drastischen Leerstandsabgabe nicht nur für den Mietwohnungsbau, sondern 

zusätzlich auch für nicht genutzte Gewerbe- und Bürogebäude und ungenutzte 
Gewerbeflächen.  

 Verbot von Zwangsräumungen und Stromabstellungen. 
 Wesentliche Aufstockung der Mittel für den Wohnungsbau, finanziert durch Senkung des 

Rüstungshaushalts sowie Streichung der Steuervergünstigungen und Subventionen für 
Finanz- und Großkonzerne. 

 Keine Einführung von so genannten „Fehlbelegungsabgaben“. Die Erfahrungen haben 
gezeigt, dass diese Abgabe am negativen Zustand nichts ändert und nur für viele zu 
Mieterhöhungen führt. 

 Demokratisierung von Wohnungsbaugesellschaften durch qualifizierte Mitbestimmung von 
verpflichtend einzuführenden Mieterbeiräten für Wohnungsbestände ab 25 Wohneinheiten, 
von Mieterorganisationen und Gewerkschaften. 

 Bis zur Einführung der Grundmietenobergrenze ist eine Anpassung des Wohngelds 
vorzunehmen, so dass eine spürbare Entlastung für kleine und mittlere Einkommen erreicht 
wird. 

 

Annahme als Material für die mietenpolitische Konferenz 
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Antrag-Nr. BG_07/ Antragsteller/in: BDK DKP Ruhr-Westfalen 

 

 
Hauptinhalte und Orientierungen kommunistischer Kommunalpolitik 

 

Wo die Klasse arbeitet und wo sie lebt, ist der Platz der DKP 

Die Praxis der Kommunalpolitik in unserer Partei ist unterschiedlich entwickelt: 

 Gruppen der DKP betreiben zurzeit keine Kommunalpolitik, 

 Gruppen der DKP betreiben Kommunalpolitik, obwohl sie zurzeit nicht in kommunalen Gremien 
vertreten sind, 

 Mitglieder von DKP-Gruppen bemühen sich, als DKP-Liste Mandate zu erringen, 

 Mitglieder von DKP-Gruppen bemühen sich, auf Bündnislisten Mandate zu erringen, 

 Mitglieder von DKP-Gruppen sind auf Bündnislisten in Parlamenten vertreten und 

 Mitglieder von DKP-Gruppen sind unter diesem Namen in Stadt- und Gemeinderäten vertreten. 

Für diese unterschiedliche Praxis gibt es dennoch allgemeingültige Grundsätze, die im Folgenden 
kurz dargestellt werden sollen, sie sind in erster Linie auf Gruppen zugeschnitten, die bereits entspre-
chende kommunalpolitische Erfahrungen haben und wurden zum Teil von diesen erarbeitet.  

Gruppen, die zurzeit keine Kommunalpolitik betreiben, können auch damit (etwas) anfangen, denn: 

 

Jeder kann Kommunalpolitik machen, nur nicht jeder Kommunalpolitiker ist Kommunist! 

 

Einleitung 

Kommunalpolitik – Politik in den Gemeinden – betreiben alle dort tätigen Parteien. Selbst Vereine, 
Verbände und insbesondere die Spitzen der Stadt- und Gemeindeverwaltungen wirken auf die soziale 
Situation des Einzelnen mehr oder weniger direkt – Politik geschieht konkret erfahrbar. Von den Mög-
lichkeiten und Beschränkungen der Kommune hängt das „Wohlbefinden“ des Bürgers ab, die konkrete 
Umsetzung seiner sozialen, kulturellen und demokratischen Rechte in seinem Wohnumfeld. Jeder 
Angehörige der Arbeiterklasse – ob er Arbeit hat oder nicht -, ist nicht nur von seiner Situation im Be-
trieb, sondern zugleich auch von der in seinem Wohnumfeld direkt betroffen. 

Die DKP hat schon zur Zeit ihrer Gründung erkannt, dass die Kommunalpolitik ihr „zweites Standbein“ 
ist – neben und verbunden mit der Politik in den Betrieben. 

In den Kommunen kommen die Mitglieder der revolutionäre Partei der Arbeiterklasse nicht nur mit 
Arbeitern zusammen – sie wohnen Wand an Wand und Zaun an Zaun mit Personen aus anderen 
Schichten, treffen dort auf Kleinbürger, Bürger und Kleingewerbetreibende oder Bauern, vom Kind 
über Jugendliche bis zu Rentnern. Auch diese sind von der Politik „vor Ort“ erfasst, sind mögliche 
Bündnispartner. 

Da jeder Kommunist von den Problemen vor Ort genauso betroffen ist, wie Mitglieder anderer Partei-
en und nicht in Parteien organisierte Menschen, so kann jeder Kommunist auch „Kommunalpolitik 
machen“, wenn er bereit ist, sich in der Öffentlichkeit zu engagieren. So erfahren Außenstehende: 
„Euch gibt es ja auch noch!“ 

In der Kommunalpolitik kann „vor Ort“ erfahren werden, sich innerhalb und außerhalb des Stadtparla-
ments mit so gut wie allen Bereichen der Politik auseinander zu setzen. Ob es zum Beispiel die Woh-
nungspolitik ist, soziale oder ökologische Fragen sind, häufig muss agiert und reagiert und müssen 
Haltungen und Positionen zu bestimmten Politikfeldern entwickelt werden, so in Initiativen, in Aus-
schüssen und an Infoständen. Anders ausgedrückt: Kommunalpolitik ist in vielen Fällen ein Experi-
mentierfeld für die Praxis, aber und gerade auch für die Entwicklung der Theorie unserer Weltan-
schauung und damit unserer Partei insgesamt. 
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Das bedeutet: 

 mit offenen Augen und Ohren durch „das Viertel“ zu gehen und Problemfelder an der eigenen 
Betroffenheit zu erkennen, 

 Mitstreiter zu suchen, 

 sich in Bürgerinitiativen zu aktivieren, 

 erforderlichenfalls selbst Bürgerinitiativen ins Leben zu rufen und 

 die Auswirkungen, welche „die große Politik“ auf „das gewöhnliche Leben“ der Menschen, insbe-
sondere der Arbeiterklasse hat, zu erkennen, zu benennen und sich damit in Aktionen auseinan-
derzusetzen, was wiederum bedeutet 

 das konkrete Wirken von Theorie und Praxis zu erleben und auf beides Einfluss zu nehmen. 

Sich auf praktischer und theoretischer Ebene mit der Arbeit „vor Ort“ auseinander zu setzen und „die 
große Politik“ auf die örtliche „herunter zu brechen“ heißt zum Beispiel: 

 Beschäftigung mit bisher erarbeiteten Papieren und Broschüren der DKP zur Kommunalpolitik – 
zum Beispiel auf einem Gruppenabend oder im Kreisvorstand; 

 Beschäftigung mit Aktionsbeispielen zur Arbeit in Kommunen; 

 Veranstaltung von Rundgängen der Parteigruppe durch die Stadt, den Ort, das Viertel und „Nach-
spüren“ der eigenen Betroffenheit (es kann sinnvoll sein, hier „Auswärtige“ mitzunehmen, denen 
manchmal etwas auffällt, woran sich die „Örtlichen“ seit Jahren gewöhnt haben) 

 Was war hier früher, was steht hier jetzt? Was fehlt in meiner Stadt und was kosteten Prestigeob-
jekte? Wo steht was leer und warum? (Stadtentwicklung und Ökonomie - Wer hat in der Stadt 
wirklich „das Sagen“? - an „verlorene Orte“ durch das Anbringen von Hinweisen, Tafeln o.ä. erin-
nern: „Hier befand sich bis … eine öffentliche Bibliothek“) 

 Gibt es noch Straßen, die nach Militaristen oder gar Faschisten benannt sind? (Antifaschismus) 

 Wo muss ich beim Überqueren der Straße rennen, gibt es genug Radwege, sind manche Stadttei-
le nur noch tagsüber mit dem ÖPNV zu erreichen? (Verkehrspolitik nur noch für die Auto- und Öl-
konzerne) 

 Gibt es genug Kindergarten- und tagesstättenplätze? (Familien- und Frauenpolitik) 

 Wo fallen vernachlässigte Grünflächen oder Bauruinen ins Auge? (Ökologie und Wohnungspolitik) 

 Was kostet der Eintritt im Hallenbad – so noch vorhanden? (Sport- und Gesundheitspolitik) 

 Wieweit muss ich zum nächsten Kino, Museum, Theater fahren und was kostet der Eintritt? (Kul-
turpolitik nur noch für die Reichen) 

 Wo lungern Jugendliche (oder Arbeitslose oder Rentner!!) auf der Straße herum, weil ihnen nichts 
geboten wird – und wie könnten sie sich selbst organisieren? (Jugend-, Sozial- und Rentenpolitik) 

 Wieweit muss ich zum nächsten Kinderarzt fahren? (Gesundheitspolitik) 

 Ist der Schulweg für die Kinder tatsächlich sicher und wie weit müssen sie laufen oder mit dem 
ÖPNV fahren, um zur nächsten Schule zu kommen? Wie groß sind die Schulklassen? Wie ist der 
Zustand der Schulen? (Schulpolitik) 

 Macht die Bundeswehr Reklame an einer Schule? (Friedens- und Bündnispolitik) 

 Sind alle Bäche inzwischen verrohrt oder könnte man sie nicht besser renaturieren? 

 Wo werden unmotiviert Bäume abgeholzt, Innenflächen bebaut und Naherholungsgebiete zer-
stört? (Umweltpolitik) 

 Auswertung der örtlichen Presse und des Internetportals der Stadtverwaltung zu örtlichen Spar-
maßnahmen, aber auch zu allgemeinen und besonderen kommunalen Problemen der Stadt, des 
Bezirks oder Kreises; 

 Auswertung der örtlichen Infos von anderen Parteien, von Vereinen und (Sozial-) Verbänden 
(auch die bürgerlichen Parteien machen Kommunalpolitik – selbst Kaninchenzüchtervereine ha-
ben Probleme…); 

 Beratung durch Genossen öffentlich anbieten, die sich z.B. in Sozial-, Renten- oder juristischen 
Fragen gut auskennen; 

 Mitarbeit in örtlichen Initiativen, (Sport-)Vereinen und Verbänden (Bündnispolitik und Demokratie-
entwicklung); 
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 Festlegung eines Verantwortlichen für Kommunalpolitik auf Kreisvorstandsebene. 

 

Theorie und Praxis 

Die Arbeiterklasse in Deutschland erlebt den Klassenwiderspruch sowohl in den Betrieben und Ver-
waltungen, als auch in der Reproduktionssphäre, d.h. ihrer Wohnumgebung, dem Stadtteil, der Stadt 
bzw. Gemeinde. Neben den Betrieben sind die vielfältigen Widersprüche, die das kapitalistische Sys-
tem produziert, hautnah in den Kommunen spürbar. Deshalb ist die Politik der Vertretung der Klassen-
interessen der Arbeiterklasse in den Kommunen das zweite Standbein unserer Arbeiterpolitik. 

In der Kommunalpolitik lassen sich größte Teile der arbeitenden Menschen erreichen, auch diejeni-
gen, die wir, da sie in Klein- und Mittelbetrieben arbeiten oder aus dem Arbeitsprozess ausgegrenzt 
sind oder - da wir selbst in den Betrieben schlecht verankert sind - sonst kaum erreichen können. 

Revolutionäre Politik in nicht-revolutionären Zeiten heißt vor allem, jedes fortschrittliche Interesse auf-
zugreifen und gemeinsam mit den Betroffenen Bewegung für die Durchsetzung dieser Interessen zu 
entwickeln. Abwehrkämpfe und der Kampf um gesellschaftliche Veränderungen prägen die Arbeit von 
Revolutionären in nicht-revolutionären Zeiten. 

Die besondere Aufgabe der Kommunisten in diesen Kämpfen ist es, zu verdeutlichen, dass es sich 
nicht um Einzelwidersprüche oder vereinzelte Angriffe handelt, sondern, dass diese vielfältigen Wider-
sprüche Ergebnisse des Grundwiderspruchs unserer Gesellschaft sind. Dadurch kann sich in den 
Kämpfen und Auseinandersetzungen Klassenbewusstsein entwickeln, das ist jedoch kein Automatis-
mus. Kommunisten machen daher deutlich, dass die Notwendigkeit „sich zu wehren“, „zu kämpfen“ 
sich nicht „nur“ aus der jeweiligen Ungerechtigkeit ergibt, sondern, dass diese Ungerechtigkeit System 
hat, nämlich das kapitalistische. Wir leisten auch in diesen Kämpfen und Auseinandersetzungen einen 
Beitrag zur Formierung der Klasse von der Klasse „an sich“ zur Klasse „für sich“. 

 

Hauptinhalte kommunistischer Kommunalpolitik 

In Fortschreibung der „roten Linie der Kommunalpolitik“ schätzen wir ein, dass die drei folgenden 
Themen die Hauptinhalte unserer Kommunalpolitik sind: 

 

Die Finanzmisere der Kommunen 

Die Finanzmisere der Kommunen hat drei alte Ursachen und eine neue: 

 Bund und Länder wälzen Aufgaben auf die Kommunen ab, die diese zu finanzieren ha-
ben, ohne dass sie entsprechende zusätzliche Mittel erhalten; 

 die Steuergesetze lassen vor allem den Großkonzernen weite Spielräume, um sich der 
Zahlung der Gewerbesteuer teilweise bis vollständig zu entziehen; 

 bürgerliche Kommunalpolitik reagiert hilflos durch „Standortpolitik“, kürzt  einerseits 
und investiert  andererseits massiv in Schaufenster- und Hochglanzprojekte, die sich 
an den Interessen „der Reichen und Schönen“ orientieren. 

Neu ist: Der "Europäische Fiskalpakt" ist am 2. März 2012 vereinbart, als Gesetz für die Bun-
desrepublik am 29. Juni verabschiedet worden und schließlich im September 2012 in Kraft ge-
treten. Am Fiskalpakt orientieren sich die "Schuldenbremsen" der öffentlichen Haushalte in 
Europa. Die Vertragsparteien verpflichten sich zur Verringerung ihrer Schulden, sobald sie 
über 60% des Bruttoinlandsprodukts betragen.  

Der Deutsche Städtetag beklagte im September 2012, dass Fiskalpakt und Schuldenbremsen 
die Bundesländer zwingt („ein Anreiz entsteht“), „ihre Defizite auf die kommunale Ebene zu 
verlagern und damit den Konsolidierungszwang auf die Kommunen abzuwälzen.“ Das ruiniert 
die kommunalen Haushalte. Tatsächlich handelt es sich um einen Umverteilungsmechanismus 
von Arm zu Reich, um einen gewaltigen neuen Schub der Aneignung fremder Arbeit, fremden 
Eigentums, fremden Kapitals.  

Kommunistische Kommunalpolitik erkennt die z.T. katastrophale Finanzlage der Kommunen nicht als 
Sachzwang an. Kommunistische Kommunalpolitik zeigt die Ursachen auf und macht deutlich, dass 
auch das Ausbluten der Kommunen und das Abwälzen der Folgen auf die Bürgerinnen und Bürger 
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Bestandteil der Umverteilungspolitik der Herrschenden im Interesse des Kapitals ist. Wo bürgerliche 
Kommunalpolitik sagt: „Wir müssen alle sparen!“ fragt kommunistische Kommunalpolitik „Wo ist das 
Geld und wer verteilt es dorthin um?“. Wo bürgerliche Kommunalpolitik auf Schaufenster- und Hoch-
glanzprojekte im Interesse der Reichen und Mächtigen orientiert, setzt kommunistische Kommunalpo-
litik dagegen auf den Kampf um Breitensport, Breitenkultur, die Versorgung der Stadtteile, Einrichtun-
gen für Jugendliche, Senioren, Menschen mit Migrationshintergrund und Menschen, die von sozialer 
Ausgrenzung betroffen sind. 

 

Kommunales Eigentum in den Händen des Kapitals 

Die Finanzlage der Kommunen wird dazu genutzt, um eine riesige Welle der Privatisierung kommuna-
len Eigentums durchzusetzen. Dies ist gleichzeitig ein Ergebnis der gewaltigen Überakkumulation des 
Kapitals, das sich neue Felder für Investitionen und die angestrebte Profitmaximierung sucht. Haupt-
ergebnisse dieser Politik sind: 

 die Enteignung der Bürgerinnen und Bürger, um Betriebe, die bislang in kommunalem Eigentum 
waren, auch dem letzten Rest öffentlicher Kontrolle zu entziehen, dabei werden die profitablen Be-
reiche privatisiert, die unprofitablen Bereiche bleiben bei den Kommunen, wodurch sich deren Si-
tuation weiter verschlechtert, 

 der Verlust von Steuerungsmöglichkeiten der Kommunen (z.B. bei Wohnungen), die unter öffentli-
chem Druck auch im Interesse der Menschen genutzt werden können, 

 die Deregulierung von Arbeitsbedingungen, die Senkung von Löhnen und Gehältern der dort Be-
schäftigten und 

 der schrittweise Abbau vormals öffentlicher Leistungen, weil man das „dem Privaten“ ja nicht zu-
muten oder gar auferlegen kann. 

 Kommunistische Kommunalpolitik ist prinzipiell gegen Privatisierung, in welchem Gewand sie 
auch versteckt wird. Wir lehnen Modelle wie PPP und die Ausgliederung von Gesellschaften zu 
Tarifflucht genauso ab, wie die offene Privatisierung. 

 

Kommunen und Demokratie 

Bürgerinnen und Bürger sollen alle paar Jahre ihr Kreuzchen auf dem Wahlzettel machen, natürlich 
bei den bürgerlichen Parteien oder sie sollen ganz wegbleiben, die so genannte „Politikverdrossen-
heit“ wird gerne in Kauf genommen. Die Anzahl von Sitzungen gewählter Gremien (Stadt-, Gemeinde-
räte, Ausschüsse usw.) wird abgebaut, immer mehr „übernehmen“ die Spitzen der Verwaltung politi-
sche Entscheidungen. Die Städte und Gemeinden werden immer mehr in Richtung einer rein be-
triebswirtschaftlichen Orientierung („Konzern Stadt“) umstrukturiert. Die kommunalen Haushalte sind 
undurchsichtig, Verwaltungsaufgaben werden ausgelagert und damit ebenfalls dem letzten Rest öf-
fentlicher Kontrolle entzogen. 

Kommunistische Kommunalpolitik setzt auf die Mobilisierung der Menschen für ihre Interessen. Wir 
machen unsere Arbeit in Gremien und die Arbeit der Gremien transparent. Wir bringen den Filz, die 
Kungelei in der Kommunalpolitik und zwischen den Spitzen der Kommunen und den Konzernen ans 
Tageslicht. Auch unsere Arbeit in gewählten Gremien der Kommunen messen wir daran, wie sie der 
Förderung fortschrittlicher, außerparlamentarischer Bewegungen dient. 

 

Beispiel: Situation in Nordrhein-Westfalen 

Die nordrhein-westfälischen Kommunen stecken durch die Finanzpolitik der Bundesregierung und 
auch der NRW-Landesregierung auf Dauer in einer Schuldenfalle. Im Bezirk Ruhr-Westfalen ist keine 
Stadt schuldenfrei. Mit dem euphemistisch so genannten „Stabilitätspakt Stadtfinanzen“ unterstellen 
sich viele Kommunen selbst auferlegten Spardiktaten, um vom Land einige wenige Millionen Euro zur 
Schuldentilgung zu erhalten und verhalten sich kaum anders, als vom Regierungspräsidenten bestell-
te Sparkommissare. 

Mit drastischen Einschnitten und Kürzungen bei den kommunalen Leistungen im Sozial-, Jugend- und 
Bildungsbereich versuchen die Städte, der Vergeblichkeitsfalle zu entkommen. Reihenweise werden 
kommunale Einrichtungen wie Bibliotheken, Schwimmbäder, Beratungsstellen und Sozialeinrichtun-
gen geschlossen. Die kommunalen Gebühren werden drastisch erhöht. Besonders arme Menschen 
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werden immer mehr vom gesellschaftlichen und sozialen Leben ausgeschlossen. Sozialtarife für den 
Öffentlichen Nahverkehr werden nicht realisiert und die Leistungen von Sozialpässen gestrichen. Die 
Kritik an Hartz IV und den Ein-Euro-Jobs wird immer massiver. 

Gleichzeitig werden weiterhin Leuchtturmprojekte gegen den Widerstand von Initiativen durch die 
bürgerlichen Parteien in den Räten beschlossen, für die „Reichen und Schönen“ wird in Hochglanz-
projekte investiert. Mit der Finanzpolitik und einer „Standortlogik“ werden für die Konzerne profitable 
Produktionsbedingungen auf Kosten der arbeitenden Menschen geschaffen. 

Der Druck auf eine weitere Privatisierung kommunaler Einrichtungen und Leistungen hält unvermin-
dert an. Mit „Private Public Partnership“-Projekten, Fremdvergaben, der Privatisierung von Entsor-
gungseinrichtungen oder der kommunalen Infrastruktur werden immer mehr Bereiche der Daseinsvor-
sorge den kapitalistischen Verwertungs- und Profitinteressen unterworfen. 

Gegen diese Politik im Interesse der Konzerne und des Finanzkapitals entwickelt sich örtlicher Wider-
stand. Beispiele belegen, wie sich auch gegen politisch beschlossene Großprojekte erfolgreich örtli-
cher und regionaler Widerstand bilden kann. Beispiele sind der Widerstand gegen das Atomzwischen-
lager Ahaus, die Transitautobahn A 52 und den Ausbau von Flugplätzen. 

 

Wodurch zeichnet sich kommunistische Kommunalpolitik aus? 

Wir entwickeln eine langfristige, kontinuierliche Kommunalpolitik. Die Menschen vor Ort sollen merken 
können, dass wir uns von den bürgerlichen Parteien auch dadurch unterscheiden, dass wir kontinuier-
lich aktiv sind und nicht nur in Wahlkampfzeiten. 

Wir machen keine Stellvertreterpolitik, das heißt: Wir führen mit den Menschen die Aktionen und Aus-
einandersetzungen und vertrösten sie nicht auf ein Parlament, auf Gremien usw. 

Wir entwickeln kommunistische Persönlichkeiten, die stadt- oder stadtteilweit als Repräsentanten von 
Bewegungen bzw. als Synonym für die Interessenvertretung stehen. 

Dazu entwickeln wir ein selbstbewusstes, offensives Auftreten als Kommunisten - mit dem Namen 
unserer Partei, ihren Inhalten, Logos, Losungen etc., wir kämpfen mit offenem Visier. 

Gewonnene parlamentarische Verankerungen werden so genutzt, dass permanent eine hohe außer-
parlamentarische Präsenz gegeben ist und die Koppelung von parlamentarischem und außerparla-
mentarischem Kampf für die Menschen nachvollziehbar ist. 

Wir helfen mit, breite Bewegungen und Bündnisse der Betroffenen zu entwickeln, wir unterstützen 
diese sowohl mit strategischen Überlegungen, als auch in der konkreten Aktion. Wir wollen keine An-
erkennung auf Grund von Funktionen, sondern auf Grund unseres Handelns. 

 

Instrumente kommunistischer Kommunalpolitik 

Instrumente kommunistischer Kommunalpolitik sind u.a.: 

 Stadtteil- und/ oder Stadtzeitungen für Infostände und zur regelmäßigen Verteilung in festen Ver-
teilungsgebieten, um unsere Politik bekannt(er) zu machen, da die bürgerliche Presse häufig nicht 
über unsere Aktivitäten berichtet, 

 Nachbarschaftsbriefe, um kommunistische Persönlichkeiten bekannt zu machen, 

 „DKP vor Ort“, d. h. die DKP trifft sich in den Wohnvierteln mit Bürgern und Betroffenen, um sich 
selbst „ein Bild zu machen“, 

 regelmäßiger UZ-Verkauf, 

 Infostände in den Stadtteilen, 

 gemeinsame Aktion mit den Betroffenen, in vielen Fällen sind wir ja selbst betroffen, 

 Bürgeranträge, 

 Wahrnehmung von Rechten und Unterstützung der Bürger darin (z.B. Informationsfreiheitsgesetz) 
und 

 Bürgerbegehren bzw. Bürgerentscheide. 
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Konkrete Maßnahmen in den Bezirken 

Auf bezirklicher Ebene entwickeln wir Positionen zu Problemen, die auf alle Kommunen übergreifen. 
In den Bezirksvorständen bereiten wir die politische Diskussion von Kommunalwahlen vor und führen 
Beratungen durch. 

Es wird ein Plan zur Erhöhung der Anzahl von Kleinzeitungen bzw. zur Erhöhung der Auflage und 
oder Erscheinungsweise der bestehenden Stadtteil- und Stadtzeitungen erarbeitet. Dazu wird die Ist-
Situation erfasst und auf Ebene der Bezirke ein Plan für die Erhöhung der Anzahl der Kleinzeitungen 
erstellt. 

Hinter uns liegende wichtige kommunalpolitische Auseinandersetzungen werden analysiert und aus-
gewertet. Die Ergebnisse werden der Partei zur Verfügung gestellt. Erfolgreiche Aktionsbeispiele gilt 
es an möglichst schnell an andere Grundorganisationen und Kreise weiter zu vermitteln. Dazu nutzen 
wir die Möglichkeiten der UZ, den gemeinsamen Erfahrungsaustausch und von bezirklichen Mail-
Verteilern sowie weiterer zentraler Medien, ebenso werden örtlich erstellte Kleinzeitungen weitergege-
ben. Zum Thema der kommunalen Verschuldung und ihren Folgen sowie der Forderung nach Verge-
sellschaftung der Banken erstellen wir ein Agitationsmaterial. 

Zu folgenden Themen sollen Beratungen der an Kommunalpolitik interessierten Genossinnen und 
Genossen stattfinden (dies darf keinesfalls auf unsere Kommunalparlamentarier beschränkt bleiben): 

 Privatisierung, 

 Kommunale Haushalte (Analyse, NKF etc.), 

 „Standortpolitik“ vor Ort und 

 Entdemokratisierung. 

Es ist Pflicht aller übergeordneten Ebenen, erreichte kommunale Erfolge von Kommunisten, insbe-
sondere solche unter dem Namen DKP, zu unterstützen und deren Erhalt zu sichern und weiteren 
Ausbau zu fördern – ebenso wie Erfolge von Genossen in betrieblichen und gewerkschaftlichen Posi-
tionen. 

 

Maßnahmen in den Bezirken mit und für DKP-Gruppen 

a) deren Vertreter als DKP in Stadt- und Gemeinderäten vertreten sind und als solche bei der Kom-
munalwahl kandidieren wollen und Gruppen, deren Vertreter auf Bündnislisten Stadt- und Ge-
meinderäten vertreten sind und als solche bei der Kommunalwahl kandidieren wollen: 

 Beratung mit Vertretern der Kreisvorständen ca. 1 ½ Jahre vor der jeweiligen Kommunalwahl, 

 Vorlage von Wahlkampfplänen dieser Gruppen bei dieser Beratung, 

 Austausch von Informationen dieser Gruppen untereinander und mit dem jeweiligen Bezirks-
vorstand; 

b) die sich bemühen, als DKP-Liste oder auf Bündnislisten Mandate zu erringen und solche die 
Kommunalpolitik betreiben, obwohl sie zurzeit nicht in kommunalen Gremien vertreten sind: 

 Beratung mit Vertretern der Kreisvorstände im ersten Halbjahr2013, 

 Vorlage von Arbeitsplänen dieser Gruppen bei dieser Beratung, 

 Vorlage und Beratung sowie Austausch von Wahlkampfplänen bei einer weiteren Beratung im 
zweiten Halbjahr 2013; 

c)  die zurzeit keine Kommunalpolitik betreiben: 

 Erarbeitung eines „Ratgebers“ mit konkreten Vorschlägen für „kommunale Aktionen“ durch die 
jeweiligen Bezirksvorstände (in Koordination mit den übrigen Bezirken und dem Sekretariat 
des Parteivorstands) bis zur ersten Beratung, 

 Beratung mit Vertretern der Kreisvorstände im zweiten Halbjahr 2013, 

 Vorlage von Arbeitsplänen dieser Gruppen bei dieser Beratung, in denen konkrete Vorhaben 
zur Kommunalpolitik genannt sind und 

 Beratung mit den Gruppen, die Kandidaten zur Kommunalwahl aufstellen über Möglichkeiten 
der Hilfe in deren Wahlkampf. 
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Anregungen für alle Gruppen, die Kommunalpolitik machen oder machen wollen 

In Zusammenfassung obiger Grundsätze sind Ausgangspunkte für die Entwicklung unserer Kommu-
nalpolitik: 

 Wir wollen einen Beitrag zur Stärkung außerparlamentarischer Bewegungen leisten. 

 Wir wollen sozialistisches Klassenbewusstsein verbreiten. 

 Wir wollen die DKP profilieren und stärken. 

Wir schlussfolgern daraus für die Formen unserer Kandidatur bei allen Kommunalwahlen: Überall, wo 
dies von unseren Kräften her möglich ist, streben wir die Eigenkandidatur der DKP mit offenen Listen 
an oder die Bildung von gleichberechtigten Bündnissen. In Kreisen, Orten, Bereichen, in denen wir 
dazu kräftemäßig nicht in der Lage sind, entscheiden die Gliederungen eigenständig, ob und wie sie 
sich an der Kommunalwahl beteiligen.  

Dies kann auch die Kandidatur von Genossinnen und Genossen auf Listen anderer Parteien beinhal-
ten, sofern eine ausreichende programmatische, inhaltliche Übereinstimmung gegeben ist. 

Wir setzen in den Kreisen und Wohngebietsgruppen je nach Kräften und Möglichkeiten den Schwer-
punkt auf: 

 Bildung und Mitarbeit in örtlichen Bündnissen gegen den sozialen und kulturellen Kahlschlag - 
dabei gilt es insbesondere die Beschäftigten und die Gewerkschaften mit einzubeziehen, 

 Aktivitäten gegen die Privatisierung kommunalen Eigentums und für ihre Rekommunalisierung, 

 Unterstützung der Kollegen bei den Gemeindeverwaltungen bei der Verteidigung ihrer Arbeitsplät-
ze, 

 Aktionen und Initiativen gegen Hartz IV und die Ein-Euro-Jobs  - die Kommunen sollen stattdes-
sen Dauerarbeitsplätze und für Jugendliche deutlich über den Bedarf Ausbildungsplätze schaffen, 

 Widerstand gegen die Erhöhung von Gas- und Strompreisen sowie den kommunalen Gebühren, 

 Aktionen und Initiativen zur (Wieder-)Einführung von Sozialpässen und Sozialtarifen im ÖPNV und 
bei den Energieunternehmen auf kommunaler Ebene und 

 Widerstand gegen den Verkauf von kommunalem Wohnungseigentum sowie von Wohnungsge-
sellschaften an private Kapitalinvestoren. 

 

Annahme mit Ergänzungen und der Empfehlung, dieses Material auf Beratungen in Bezirken 
und Kreisen zu nutzen um die Aufgaben vor Ort konkret umzusetzen 

 

 
 

Jugendpolitik der DKP (JP) 
 

Antrag-Nr. JP-01/  Antragsteller/in: BDK DKP Ruhr-Westfalen  

 

Enges Verhältnis zur SDAJ festigen - Kuba-Projekt der SDAJ unterstützen  

 
Alle Mitglieder der DKP haben eine besondere Verantwortung, die SDAJ zu unterstützen. Die DKP 
wirkt eng mit der SDAJ zusammen, mit der uns gemeinsame weltanschauliche Grundlagen und politi-
sche Überzeugungen verbinden (Programm der DKP). Dieses Verhältnis ist ein besonderes und wir 
müssen alles tun, um es zu bewahren und zu verbessern. Das hilft der SDAJ, aber auch uns selbst, 
der DKP, es stärkt die marxistischen Kräfte unseres Landes.  

Dies wird durch den 20. Parteitag der DKP bekräftigt.  

Konkret schlagen wir für die kommende Zeit die Intensivierung der Zusammenarbeit durch die Unter-
stützung des Kuba-Projekts der SDAJ vor. 

Die SDAJ plant im Sommer 2013 die Entsendung von zwei Solidaritätsbrigaden nach Havanna (UZ 
vom 7.12.2012), die dort den Aufbau des "Zentrums zur Bildung revolutionärer Werte“ an der natur-
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wissenschaftlichen Fakultät unterstützen sollen. Dieses Zentrum soll auch der Vernetzung der Solida-
rität mit den Cuban 5 dienen.  

Im März ist eine Rundreise mit einer Angehörigen der Cuban 5 durch die Bundesrepublik geplant. 

Die DKP unterstützt bundesweit und auf allen Ebenen diese Planungen.  

Gruppen der DKP sollen sich bundesweit an die nächstgelegene SDAJ-Gliederung wenden, um die 
Unterstützung der DKP vor Ort zu planen.  

Eine gemeinsame bundesweite Abschlussveranstaltung des Projektes 2013 wird durchgeführt. 

 

Antrag-Nr. JP-02/ Antragsteller/in: DKP Friedrichshain-Kreuzberg Berlin  

 

Ferner unterstützt die DKP die SDAJ bei ihrer bundesweiten Kampagne 'Ausbilden statt Abstellgleis' 
(Arbeitstitel) 2014. 

Dazu gehört: 

3. Die gemeinsame Analyse zur Lage der Arbeiterjugend in der BRD zu aktualisieren, 

Neue gemeinsame Eingreifmöglichkeiten in AJP-Fragen auf Betriebs-, Gruppen- und Bezirksebene zu 
bestimmen. 

Um die Zusammenarbeit zwischen DKP und SDAJ nachhaltig zu stärken, führt die DKP im Jahr 2013 
eine jugendpolitische Beratung durch, der den Bundesvorstand und die Landesleitungen der SDAJ 
mit dem Parteivorstand und den Bezirks- bzw. Landesvorstände der DKP zu einem gemeinsamen 
Diskussions- und Arbeitstreffen zusammenbringt. Gegenstand ist die Stärkung der Arbeiterjugendpoli-
tik von SDAJ und DKP sowie die Weiterentwicklung der jugendpolitischen Forderungen. 
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20. Parteitag der DKP 

02./03. März 2013 
Bürgerhaus Mörfelden 

Westendstaße 60, 64546 Mörfelden-Walldorf 
 

Schlusswort 
 
 
Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 
 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
 
zuerst gratuliere ich allen Genossinnen und Genossen herzlich zu Ihrer Wahl in den neuen Parteivor-
stand. Mein Dank gilt allen, die bei der Durchführung dieses Parteitages geholfen haben. Mein Dank 
geht an die Helferinnen und Helfer, an die Ordnerinnen und Ordner, an die Genossinnen und Genos-
sen des Org-Büros. 
 
Nun ist es sicherlich so, dass die Personaldebatte und sicher auch die Wahlergebnisse manche Wun-
de gerissen haben. Wenn man sich streitet, dann geht es darum, dass man um den besten, um den 
richtigen Weg ringt. Wenn man sich streitet, nachdem man teilweise bereits jahrzehntelang zusam-
men gekämpft hat, dann ist das sicher, wie wenn man in einer langen Beziehung plötzlich den Streit 
entdeckt – der ist dann nicht einfach zu führen. Kritik und Selbstkritik sind notwendige Bestandteile der 
Zusammenarbeit in einer kommunistischen Partei. Trotzdem muss man dabei um Konstruktivität rin-
gen. Das ist uns nicht immer gelungen. Wir sollten dabei nicht vergessen, dass alle Genossinnen und 
Genossen aus ehrlicher Überzeugung für die notwendigen, revolutionären Veränderungen nicht nur in 
unserem Land gehandelt haben. Was notwendig ist, da haben wir teilweise unterschiedliche Antwor-
ten. Dieser Hintergrund heißt aber, dass wir allen Genossinnen und Genossen, die jetzt aus dem Par-
teivorstand ausscheiden, sei es, weil sie nicht wieder kandidierten, sei es, weil sie nicht wiedergewählt 
worden sind, für die Arbeit, die sie geleistet haben, für die Debatten, die wir gemeinsam geführt ha-
ben, zu danken haben. 
 
Auch wenn momentan viele von uns sicherlich vor allem die lange Personaldebatte, die langen Wah-
len dieses Parteitages im Kopf haben, der Parteitag hat eine ganze Menge anderes geleistet. In der 
Generaldebatte gestern haben wir eine Menge an Beispielen des praktischen Handelns unserer Par-
tei, des Eingreifens in den Klassenkampf gehört. Wir hatten mehr als doppelt so viele Wortmeldungen, 
wie wir in der begrenzten Zeit hören konnten. Wir sollten dringend probieren, alle Beiträge der Partei 
zur Verfügung zu stellen, deswegen bitten wir Euch, diese – auch  die nicht gehaltenen – möglichst  
schnell in Dateiform an den Parteivorstand zu senden. Wir wollen sie dann der gesamten Partei zur 
Verfügung stellen. 
 
Und dieser Parteitag hat auch Beschlüsse gefasst, die auf das Eingreifen der Partei in die Kämpfe 
unserer Zeit orientieren. Er hat diese Beschlüsse in großer Einmütigkeit, zum Teil Einstimmigkeit ge-
fasst.  
 
Wir haben den Antrag „Arbeitszeit verkürzen! Für die 30-Stunden-Woche – Für ein neues Normalar-
beitsverhältnis“ beschlossen, wir haben einen Beschluss zu den „Hauptinhalten und Orientierungen 
kommunistischer Kommunalpolitik“ gefasst, wir haben Anträge zur Qualifizierung unserer Wohnungs- 
und Mietenpolitik beschlossen. Wichtige Beschlüsse, die vor allem auf das Eingreifen der Partei mit 
kommunistischen Positionen in die Kämpfe unserer Zeit orientieren. 
 
Das ist durchaus entscheidend, ja wir brauchen die theoretische Diskussion, aber wir brauchen auch 
die Praxis, wir müssen raus auf die Straße. 
 
Mit der Beschlussfassung zur Jugendpolitik, die ebenfalls in großer Einmütigkeit erfolgte, hat der Par-
teitag ein eindeutiges Signal zur Beendigung der Irritationen im Verhältnis zwischen DKP und SDAJ 
gegeben. Die DKP ist mit der SDAJ aufs engste verbunden, das werden wir auch in der Praxis, z. B. 
in der Unterstützung des Kuba-Projekts der SDAJ beweisen. 
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Andere wichtige Entscheidungen und leider auch die Gesamtbeschlussfassung des Leitantrags haben 
wir aus Zeitgründen nicht geschafft. Der Parteitag hat dazu beschlossen, einen dritten Tag des Partei-
tags durchzuführen. 
 
Was der Parteitag nicht gemacht hat, er hat keinen Diskussionsprozess beendet und das ist gut so. 
Wir müssen und werden unsere Debatten weiterführen, um unsere Meinungsverschiedenheiten in 
einem längeren, für die Partei transparenten Diskussionsprozess zu überwinden. 
 
Ich möchte aber auch zu drei Fragen etwas sagen, die in einigen Beiträgen zu Tage kamen.  
Ich glaube nicht, dass es richtig ist, die Dauer unserer Personaldebatten, die große Anzahl der Kandi-
datinnen und Kandidaten, den Unterschied zwischen den Wahlergebnissen und dem Vorschlag, den 
der alte Parteivorstand entwickelt hatte, als Beleg für das Eindringen bürgerlicher Politikformen zu 
interpretieren. Ich sehe es vielmehr so, dass das höchste Organ unserer Partei, der Parteitag, es sehr 
ernst genommen hat, seine Entscheidungen darüber zu treffen, wie er die Partei für die vorliegende 
Etappe aufstellen will. 
 
Ein zweiter Punkt: Im Rahmen der Leitantragsdebatte haben wir eine Krisendefinition beschlossen. 
Manche Genossinnen und Genossen interpretieren dies als einen Bruch mit unserer bisherigen Kri-
sendefinition, manche gar als einen programmatischen Bruch. Das sehe ich nicht so, ich finde viel-
mehr, dass wir unsere Analyse weiterentwickelt haben, weil wir analysiert haben, was sich hier in den 
letzten 2 bis 3 Jahren verändert hat, sowohl im globalen, im europäischen, als auch im nationalen 
Maßstab. 
 
Ein dritter Punkt: Ebenfalls im Rahmen der Debatte um den Leitantrag haben wir einen Beschluss 
gefasst, der unsere Gewerkschaftspolitik betrifft, wir sagen, dass ungenügende Mobilisierung und 
Vernetzung „auch an sozialpartnerschaftlichen Illusionen liegt, die immer noch breite Basis in der Ge-
werkschaftsbewegung einnehmen. Hier ist es ebenfalls die Aufgabe der Kommunisten, ein Bewusst-
sein zu schaffen, dass es keine Partnerschaft mit dem Klassenfeind geben kann.“ Auch das wurde 
von Genossinnen und Genossen als ein Bruch mit unserer bisherigen Herangehensweise interpretiert. 
Auch das sehe ich anders, so formulierten wir z. B. im Programm der DKP von 1978, dass die Kom-
munisten sich dafür einsetzen, „dass die Gewerkschaften an den Interessen der Arbeiterklasse orien-
tierte Forderungen entwickeln und konsequent durchsetzen“. Und: „Den Kommunisten geht es um die 
Überwindung von Widersprüchen und Inkonsequenzen in der gewerkschaftlichen Politik.“ Als Aufgabe 
der DKP wurde formuliert,  dass „sie sich allen Absichten widersetzt , die Gewerkschaften als 
,Ordnungsfaktor‘ des kapitalistischen Systems zu missbrauchen, sie mit der Ideologie der Sozialpart-
nerschaft an das Großkapital und eine dessen Interessen dienende Regierungspolitik zu binden“. 
Auch im Programm von 2006 formulieren wir, dass „wir uns dagegen wenden, dass sich Teile der 
Gewerkschaftsführungen in diese Politik einbinden lassen“. Dabei beziehen wir uns auf Standortpolitik 
und Sozialpartnerschaft. 
 
Natürlich haben wir auch diese Fragen weiter zu diskutieren – und sie mit der Praxis zu verbinden. 
Heute unterstützen viele unserer Genossinnen und Genossen das Solidaritätsfest mit den Opelanern 
in Bochum. Das ist gut so – dieses Land braucht eine eingreifende, eine starke Deutsche Kommunis-
tische Partei. Wir werden gebraucht, z. B. um den Gedanken der 30-Stundenwoche bei vollem lohn- 
und Personalausgleich in der Arbeiterbewegung, in der Arbeiterklasse zu verankern. Notwendig für 
die Interessen der Klasse in unserem Land, notwendig aber auch, um die Bedingungen des Kapitals 
zur Ausblutung z. B. der Länder der Peripherie der EU durch den deutschen Imperialismus zu ver-
schlechtern. Hier trifft sich die Interessensvertretung und der Internationalismus. 
 
Unsere Praxis intensivieren, heißt z. B. auch, die kommunistische Interessensvertretungspolitik in den 
Kommunen zu verstärken.  Die gewollte Schuldenfalle, in die viele Kommunen getrieben werden, 
Zwangsumzüge, explodierende Mieten bzw. Wohnungskosten, das sind unsere Themen. Wohnen ist 
ein Menschenrecht, das in diesem Land mit Füßen getreten wird.  
 
Wir sind gefordert und wir gehören auf die Straße. 
 
Macht die DKP stark! 
 
 
 


